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RELEVANTE BESTIMMUNGEN: 
 

StPO 
 
Beschwerden 
 
§ 87. (1) Gegen gerichtliche Beschlüsse steht der Staatsanwaltschaft, dem Beschuldigten, soweit 
dessen Interessen unmittelbar betroffen sind, und jeder anderen Person, der durch den Beschluss 
unmittelbar Rechte verweigert werden oder Pflichten entstehen oder die von einem Zwangsmittel 
betroffen ist, gegen einen Beschluss, mit dem das Verfahren eingestellt wird, auch dem 
Privatbeteiligten Beschwerde an das Rechtsmittelgericht zu, soweit das Gesetz im Einzelnen nichts 
anderes bestimmt. 
 
(2) Der Staatsanwaltschaft steht auch Beschwerde zu, wenn ihre Anträge gemäß § 101 Abs. 2 nicht 
erledigt wurden. Überdies steht jeder Person Beschwerde zu, die behauptet, durch das Gericht im 
Rahmen einer Beweisaufnahme in einem subjektiven Recht (§ 106 Abs. 1) verletzt worden zu sein. 
 
(3) Aufschiebende Wirkung hat eine Beschwerde nur dann, wenn das Gesetz dies ausdrücklich 
vorsieht. 
 
 
 
Einspruch wegen Rechtsverletzung 
 
§ 106. (1) Einspruch an das Gericht steht jeder Person zu, die behauptet, im Ermittlungsverfahren 
durch Staatsanwaltschaft in einem subjektiven Recht verletzt zu sein, weil 

           

1. ihr die Ausübung eines Rechtes nach diesem Gesetz verweigert oder 

2. 
eine Ermittlungs- oder Zwangsmaßnahme unter Verletzung von Bestimmungen dieses 
Gesetzes angeordnet oder durchgeführt wurde. 

Im Fall des Todes der zum Einspruch berechtigten Person kommt dieses Recht den in § 65 Z 1 
lit. b erwähnten Angehörigen zu. Eine Verletzung eines subjektiven Rechts liegt nicht vor, soweit 
das Gesetz von einer bindenden Regelung des Verhaltens von Staatsanwaltschaft oder 
Kriminalpolizei absieht und von diesem Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht 
wurde. 
 

(2) Soweit gegen die Bewilligung einer Ermittlungsmaßnahme Beschwerde erhoben wird, ist ein 
Einspruch gegen deren Anordnung oder Durchführung mit der Beschwerde zu verbinden. In einem 
solchen Fall entscheidet das Beschwerdegericht auch über den Einspruch. 
 
(3) Der Einspruch ist binnen sechs Wochen ab Kenntnis der behaupteten Verletzung in einem 
subjektiven Recht bei der Staatsanwaltschaft einzubringen. In ihm ist anzuführen, auf welche 
Anordnung oder welchen Vorgang er sich bezieht, worin die Rechtsverletzung besteht und auf 
welche Weise ihm stattzugeben sei. Sofern er sich gegen eine Maßnahme der Kriminalpolizei richtet, 
hat die Staatsanwaltschaft der Kriminalpolizei Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
(4) Die Staatsanwaltschaft hat zu prüfen, ob die behauptete Rechtsverletzung vorliegt, und dem 
Einspruch, soweit er berechtigt ist, zu entsprechen sowie den Einspruchswerber davon zu 
verständigen, dass und auf welche Weise dies geschehen sei und dass er dennoch das Recht habe, 
eine Entscheidung des Gerichts zu verlangen, wenn er behauptet, dass seinem Einspruch 
tatsächlich nicht entsprochen wurde. 
 
(5) Wenn die Staatsanwaltschaft dem Einspruch nicht,binnen vier Wochen entspricht oder der 
Einspruchswerber eine Entscheidung des Gerichts verlangt, hat die Staatsanwaltschaft den 
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Einspruch unverzüglich an das Gericht weiter zu leiten. Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft und 
der Kriminalpolizei hat das Gericht dem Einspruchswerber zur Äußerung binnen einer 
festzusetzenden, sieben Tage nicht übersteigenden Frist zuzustellen. 
 
Sicherstellung 
 
§ 110. (1) Sicherstellung ist zulässig, wenn sie 

           

1. aus Beweisgründen, 

2. zur Sicherung privatrechtlicher Ansprüche oder 

3. 
zur Sicherung der Konfiskation (§ 19a StGB), des Verfalls (§ 20 StGB), des erweiterten Verfalls 
(§ 20b StGB), der Einziehung (§ 26 StGB) oder einer anderen gesetzlich vorgesehenen 
vermögensrechtlichen Anordnung 

erforderlich scheint. 
 

(2) Sicherstellung ist von der Staatsanwaltschaft anzuordnen und von der Kriminalpolizei 
durchzuführen. 
 
(3) Die Kriminalpolizei ist berechtigt, Gegenstände (§ 109 Z 1 lit. a) von sich aus sicherzustellen, 

           

1. wenn sie 

a. in niemandes Verfügungsmacht stehen, 

b. dem Opfer durch die Straftat entzogen wurden, 

c. 
am Tatort aufgefunden wurden und zur Begehung der strafbaren Handlung verwendet oder 
dazu bestimmt worden sein könnten, oder 

d. geringwertig oder vorübergehend leicht ersetzbar sind, 

2. wenn ihr Besitz allgemein verboten ist (§ 445a Abs. 1), 

3. 
die im Rahmen einer Durchsuchung nach § 120 Abs. 2 aufgefunden werden oder mit denen eine 
Person, die aus dem Grunde des § 170 Abs. 1 Z 1 festgenommen wird, betreten wurde oder die 
im Rahmen ihrer Durchsuchung gemäß § 120 Abs. 1 zweiter Satz aufgefunden werden, oder 

4. 

in den Fällen des Artikels 18 der Verordnung (EU) Nr. 608/2013 zur Durchsetzung der Rechte 
geistigen Eigentums durch die Zollbehörden und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1383/2003 des Rates, ABl. Nr. L 181 vom 29.06.2013 S. 15. 
 

(4) Die Sicherstellung von Gegenständen aus Beweisgründen (Abs. 1 Z 1) ist nicht zulässig und 
jedenfalls auf Verlangen der betroffenen Person aufzuheben, soweit und sobald der Beweiszweck 
durch Bild-, Ton- oder sonstige Aufnahmen oder durch Kopien schriftlicher Aufzeichnungen oder 
automationsunterstützt verarbeiteter Daten erfüllt werden kann und nicht anzunehmen ist, dass die 
sichergestellten Gegenstände selbst oder die Originale der sichergestellten Informationen in der 
Hauptverhandlung in Augenschein zu nehmen sein werden. 
 
Identitätsfeststellung 
 
§ 118. (1) Identitätsfeststellung ist zulässig, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen angenommen 
werden kann, dass eine Person an einer Straftat beteiligt ist, über die Umstände der Begehung 
Auskunft geben kann oder Spuren hinterlassen hat, die der Aufklärung dienen könnten. 
 
(2) Die Kriminalpolizei ist ermächtigt, zur Identitätsfeststellung die Namen einer Person, ihr 
Geschlecht, ihr Geburtsdatum, ihren Geburtsort, ihren Beruf und ihre Wohnanschrift zu ermitteln. 
Die Kriminalpolizei ist auch ermächtigt, die Größe einer Person festzustellen, sie zu fotografieren, 
ihre Stimme aufzunehmen und ihre Papillarlinienabdrücke abzunehmen, soweit dies zur 
Identitätsfeststellung erforderlich ist. 
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(3) Jedermann ist verpflichtet, auf eine den Umständen nach angemessene Weise an der 
Feststellung seiner Identität mitzuwirken; die Kriminalpolizei hat ihm auf Aufforderung mitzuteilen, 
aus welchem Anlass diese Feststellung erfolgt. 
 
(4) Wenn die Person an der Identitätsfeststellung nicht mitwirkt oder ihre Identität aus anderen 
Gründen nicht sogleich festgestellt werden kann, ist die Kriminalpolizei berechtigt, zur Feststellung 
der Identität eine Durchsuchung der Person nach § 117 Z 3 lit. a von sich aus durchzuführen. 
 
Durchsuchung von Orten und Gegenständen sowie von Personen 
 
§ 119. (1) Durchsuchung von Orten und Gegenständen (§ 117 Z 2) ist zulässig, wenn auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sich dort eine Person verbirgt, die einer Straftat 
verdächtig ist, oder Gegenstände oder Spuren befinden, die sicherzustellen oder auszuwerten sind. 
(2) Durchsuchung einer Person (§ 117 Z 3) ist zulässig, wenn diese 
1. festgenommen oder auf frischer Tat betreten wurde, 
2. einer Straftat verdächtig ist und auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie 
Gegenstände, die der Sicherstellung unterliegen, bei sich oder Spuren an sich habe, 
3. durch eine Straftat Verletzungen erlitten oder andere Veränderungen am Körper erfahren haben 
könnte, deren Feststellung für Zwecke eines Strafverfahrens erforderlich ist. 
 
§ 120. (1) Durchsuchungen von Orten und Gegenständen nach § 117 Z 2 lit. b und von Personen 
nach § 117 Z 3 lit. b sind von der Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen Bewilligung 
anzuordnen; bei Gefahr im Verzug ist die Kriminalpolizei allerdings berechtigt, diese 
Durchsuchungen vorläufig ohne Anordnung und Bewilligung vorzunehmen. Gleiches gilt in den 
Fällen des § 170 Abs. 1 Z 1 für die Durchsuchung von Personen nach § 117 Z 3 lit. b. Das Opfer 
darf jedoch in keinem Fall dazu gezwungen werden, sich gegen seinen Willen durchsuchen zu 
lassen (§§ 119 Abs. 2 Z 3 und 121 Abs. 1 letzter Satz). 
 
(2) Durchsuchungen nach § 117 Z 2 lit. a und nach § 117 Z 3 lit. a kann die Kriminalpolizei von sich 
aus durchführen. 
 
§ 121. (1) Vor jeder Durchsuchung ist der Betroffene unter Angabe der hiefür maßgebenden Gründe 
aufzufordern, die Durchsuchung zuzulassen oder das Gesuchte freiwillig herauszugeben. Von 
dieser Aufforderung darf nur bei Gefahr im Verzug sowie im Fall des § 119 Abs. 2 Z 1 abgesehen 
werden. Die Anwendung von Zwang (§ 93) ist im Fall der Durchsuchung einer Person nach § 119 
Abs. 2 Z 3 unzulässig. 
 
(2) Der Betroffene hat das Recht, bei einer Durchsuchung nach § 117 Z 2 anwesend zu sein, sowie 
einer solchen und einer Durchsuchung nach § 117 Z 3 lit. b eine Person seines Vertrauens 
zuzuziehen; für diese gilt § 160 Abs. 2 sinngemäß. Ist der Inhaber der Wohnung nicht zugegen, so 
kann ein erwachsener Mitbewohner seine Rechte ausüben. Ist auch das nicht möglich, so sind der 
Durchsuchung zwei unbeteiligte, vertrauenswürdige Personen beizuziehen. Davon darf nur bei 
Gefahr im Verzug abgesehen werden. Einer Durchsuchung in ausschließlich der Berufsausübung 
gewidmeten Räumen einer der in § 157 Abs. 1 Z 2 bis 4 erwähnten Personen ist von Amts wegen 
ein Vertreter der jeweiligen gesetzlichen Interessenvertretung beziehungsweise der Medieninhaber 
oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter beizuziehen. 
 
(3) Bei der Durchführung sind Aufsehen, Belästigungen und Störungen auf das unvermeidbare Maß 
zu beschränken. Die Eigentums- und Persönlichkeitsrechte sämtlicher Betroffener sind soweit wie 
möglich zu wahren. Eine Durchsuchung von Personen nach § 117 Z 3 lit. b ist stets von einer Person 
desselben Geschlechts oder von einem Arzt unter Achtung der Würde der zu untersuchenden 
Person vorzunehmen. 
 
§ 122. (1) Über jede Durchsuchung nach § 120 Abs. 1 erster Satz letzter Halbsatz hat die 
Kriminalpolizei sobald wie möglich der Staatsanwaltschaft zu berichten (§ 100 Abs. 2 Z 2), welche 
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im Nachhinein eine Entscheidung des Gerichts über die Zulässigkeit der Durchsuchung (§ 99 Abs. 
3) zu beantragen hat. Wird die Bewilligung nicht erteilt, so haben Staatsanwaltschaft und 
Kriminalpolizei mit den ihnen zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln den der gerichtlichen 
Entscheidung entsprechenden Rechtszustand herzustellen. 
 
(2) Werden bei einer Durchsuchung Gegenstände gefunden, die auf die Begehung einer anderen 
als der Straftat schließen lassen, derentwegen die Durchsuchung vorgenommen wird, so sind sie 
zwar sicherzustellen; es muss jedoch hierüber ein besonderes Protokoll aufgenommen und sofort 
der Staatsanwaltschaft berichtet werden. 
 
(3) In jedem Fall ist dem Betroffenen sogleich oder längstens binnen 24 Stunden eine Bestätigung 
über die Durchsuchung und deren Ergebnis sowie gegebenenfalls die Anordnung der 
Staatsanwaltschaft samt gerichtlicher Entscheidung auszufolgen oder zuzustellen. 
 
Körperliche Untersuchung 
 
§ 123. (1) Eine körperliche Untersuchung ist zulässig, wenn 
1. auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass eine Person Spuren hinterlassen hat, 
deren Sicherstellung und Untersuchung für die Aufklärung einer Straftat wesentlich sind, 
2. auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass eine Person Gegenstände im Körper 
verbirgt, die der Sicherstellung unterliegen, oder 
3. Tatsachen, die für die Aufklärung einer Straftat oder die Beurteilung der Zurechnungsfähigkeit von 
maßgebender Bedeutung sind, auf andere Weise nicht festgestellt werden können. 
 
(2) Eine körperliche Untersuchung nach Abs. 1 Z 1 ist auch an Personen zulässig, die einem durch 
bestimmte Merkmale individualisierbaren Personenkreis angehören, wenn auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass sich der Täter in diesem Personenkreis befindet und die 
Aufklärung einer mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedrohten Straftat oder eines Verbrechens 
nach dem 10. Abschnitt des Strafgesetzbuches andernfalls wesentlich erschwert wäre. 
 
(3) Eine körperliche Untersuchung ist von der Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen 
Bewilligung anzuordnen. Bei Gefahr im Verzug kann die Untersuchung auch auf Grund einer 
Anordnung der Staatsanwaltschaft durchgeführt werden, doch hat die Staatsanwaltschaft in diesem 
Fall unverzüglich die gerichtliche Bewilligung einzuholen. Wird diese nicht erteilt, so hat die 
Staatsanwaltschaft die Anordnung sofort zu widerrufen und das Ergebnis der körperlichen 
Untersuchung vernichten zu lassen. Einen Mundhöhlenabstrich kann die Kriminalpolizei jedoch von 
sich aus abnehmen. 
 
(4) Operative Eingriffe und alle Eingriffe, die eine Gesundheitsschädigung von mehr als dreitägiger 
Dauer bewirken könnten, sind unzulässig. Andere Eingriffe dürfen vorgenommen werden, wenn die 
zu untersuchende Person nach vorheriger Aufklärung über die möglichen Folgen ausdrücklich 
zustimmt. Ohne Einwilligung des Betroffenen darf eine Blutabnahme oder ein vergleichbar 
geringfügiger Eingriff, bei dem der Eintritt von anderen als bloß unbedeutenden Folgen 
ausgeschlossen ist, vorgenommen werden, wenn 
1. die Person im Verdacht steht, 
a) eine Straftat nach § 178 StGB oder 
b) eine Straftat gegen Leib und Leben durch Ausübung einer gefährlichen Tätigkeit in alkoholisiertem 
oder sonst durch ein berauschendes Mittel beeinträchtigtem Zustand begangen zu haben, oder 
2. die körperliche Untersuchung des Beschuldigten zur Aufklärung einer mit mehr als fünf Jahren 
Freiheitsstrafe bedrohten Straftat oder eines Verbrechens nach dem 10. Abschnitt des 
Strafgesetzbuches erforderlich ist. 
 
(5) Jede körperliche Untersuchung ist von einem Arzt vorzunehmen; ein Mundhöhlenabstrich kann 
jedoch auch von einer anderen Person, die für diesen Zweck besonders geschult ist, abgenommen 
werden. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der §§ 121 sowie 122 Abs. 1 letzter Satz und 3 über 
die Durchsuchung sinngemäß. 
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(6) Als Beweismittel dürfen die Ergebnisse einer körperlichen Untersuchung nur verwendet werden, 
wenn 
1. die Voraussetzungen für eine körperliche Untersuchung vorlagen, 
2. die körperliche Untersuchung rechtmäßig angeordnet worden ist und 
3. die Verwendung zum Nachweis einer Straftat, deretwegen die körperliche Untersuchung 
angeordnet wurde oder hätte angeordnet werden können, dient. 
 
(7) Ergebnisse einer körperlichen Untersuchung, die aus anderen als strafprozessualen Gründen 
durchgeführt wurde, dürfen in einem Strafverfahren nur als Beweismittel verwendet werden, wenn 
dies zum Nachweis einer Straftat, deretwegen die körperliche Untersuchung hätte angeordnet 
werden können, erforderlich ist. 
 
Aussageverweigerung 
 
§ 157. (1) Zur Verweigerung der Aussage sind berechtigt: 

           

1. 

Personen, soweit sie ansonsten sich oder einen Angehörigen (§ 156 Abs. 1 Z 1) der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung oder im Zusammenhang mit einem gegen sie geführten 
Strafverfahren der Gefahr aussetzen würden, sich über ihre bisherige Aussage hinaus selbst zu 
belasten, 

2. 
Verteidiger, Rechtsanwälte, Patentanwälte, Verfahrensanwälte in Untersuchungsausschüssen 
des Nationalrats, Notare und Wirtschaftstreuhänder über das, was ihnen in dieser Eigenschaft 
bekannt geworden ist, 

3. 

Fachärzte für Psychiatrie, Psychotherapeuten, Psychologen, Bewährungshelfer, eingetragene 
Mediatoren nach dem Zivilrechts-Mediations-Gesetz, BGBl. I Nr. 29/2003, und Mitarbeiter 
anerkannter Einrichtungen zur psychosozialen Beratung und Betreuung über das, was ihnen in 
dieser Eigenschaft bekannt geworden ist, 

4. 

Medieninhaber (Herausgeber), Medienmitarbeiter und Arbeitnehmer eines 
Medienunternehmens oder Mediendienstes über Fragen, welche die Person des Verfassers, 
Einsenders oder Gewährsmannes von Beiträgen und Unterlagen betreffen oder die sich auf 
Mitteilungen beziehen, die ihnen im Hinblick auf ihre Tätigkeit gemacht wurden, 

5. 
Wahlberechtigte darüber, wie sie ein gesetzlich für geheim erklärtes Wahl- oder Stimmrecht 
ausgeübt haben. 
 

(2) Das Recht der in Abs. 1 Z 2 bis 5 angeführten Personen, die Aussage zu verweigern, darf bei 
sonstiger Nichtigkeit nicht umgangen werden, insbesondere nicht durch Sicherstellung und 
Beschlagnahme von Unterlagen oder auf Datenträgern gespeicherten Informationen oder durch 
Vernehmung der Hilfskräfte oder der Personen, die zur Ausbildung an der berufsmäßigen Tätigkeit 
nach Abs. 1 Z 2 bis 4 teilnehmen. Dies gilt ebenso für Unterlagen und Informationen, die sich in der 
Verfügungsmacht des Beschuldigten oder eines Mitbeschuldigten befinden und zum Zwecke der 
Beratung oder Verteidigung des Beschuldigten durch eine in Abs. 1 Z 2 genannte Person von dieser 
oder vom Beschuldigten erstellt wurden. 
 
§ 158. (1) Die Beantwortung einzelner Fragen können verweigern: 

           

1. 
Personen, soweit sie ansonsten sich oder einen Angehörigen (§ 156 Abs. 1 Z 1) der Schande 
oder der Gefahr eines unmittelbaren und bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteils 
aussetzen würden, 

2. 
Personen, die durch die dem Beschuldigten zur Last gelegte Straftat in ihrer Geschlechtssphäre 
verletzt wurden oder verletzt worden sein könnten, soweit sie Einzelheiten der Tat zu offenbaren 
hätten, deren Schilderung sie für unzumutbar halten, 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2003_29_1/2003_29_1.pdf
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3. 
Personen, soweit sie Umstände aus ihrem höchstpersönlichen Lebensbereich oder dem 
höchstpersönlichen Lebensbereich einer anderen Person zu offenbaren hätten 
. 

(2) Die in Abs. 1 angeführten Personen können jedoch trotz Weigerung zur Aussage verpflichtet 
werden, wenn dies wegen der besonderen Bedeutung ihrer Aussage für den Gegenstand des 
Verfahrens unerlässlich ist. 
 
Festnahme 
 
Zulässigkeit 
 
§ 170. (1) Die Festnahme einer Person, die der Begehung einer strafbaren Handlung verdächtig ist, 
ist zulässig, 

           

1. 
wenn sie auf frischer Tat betreten oder unmittelbar danach entweder glaubwürdig der 
Tatbegehung beschuldigt oder mit Gegenständen betreten wird, die auf ihre Beteiligung an der 
Tat hinweisen, 

2. 
wenn sie flüchtig ist oder sich verborgen hält oder, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen die 
Gefahr besteht, sie werde flüchten oder sich verborgen halten, 

3. 
wenn sie Zeugen, Sachverständige oder Mitbeschuldigte zu beeinflussen, Spuren der Tat zu 
beseitigen oder sonst die Ermittlung der Wahrheit zu erschweren versucht hat oder auf Grund 
bestimmter Tatsachen die Gefahr besteht, sie werde dies versuchen, 

4. 

wenn die Person einer mit mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohten Tat verdächtig und 
auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie werde eine eben solche, gegen dasselbe 
Rechtsgut gerichtete Tat begehen, oder die ihr angelastete versuchte oder angedrohte Tat (§ 74 
Abs. 1 Z 5 StGB) ausführen. 
 

(2) Wenn es sich um ein Verbrechen handelt, bei dem nach dem Gesetz auf mindestens zehnjährige 
Freiheitsstrafe zu erkennen ist, muss die Festnahme angeordnet werden, es sei denn, dass auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, das Vorliegen aller im Abs. 1 Z 2 bis 4 angeführten 
Haftgründe sei auszuschließen. 
 
(3) Festnahme und Anhaltung sind nicht zulässig, soweit sie zur Bedeutung der Sache außer 
Verhältnis stehen (§ 5). 
 
Anordnung 
 
§ 171. (1) Die Festnahme ist durch die Staatsanwaltschaft auf Grund einer gerichtlichen Bewilligung 
anzuordnen und von der Kriminalpolizei durchzuführen. 
 
(2) Die Kriminalpolizei ist berechtigt, den Beschuldigten von sich aus festzunehmen 

           

1. in den Fällen des § 170 Abs. 1 Z 1 und 

2. 
in den Fällen des § 170 Abs. 1 Z 2 bis 4, wenn wegen Gefahr im Verzug eine Anordnung der 
Staatsanwaltschaft nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. 
 

(3) Im Fall des Abs. 1 ist dem Beschuldigten sogleich oder innerhalb von vierundzwanzig Stunden 
nach seiner Festnahme die Anordnung der Staatsanwaltschaft und deren gerichtliche Bewilligung 
zuzustellen; im Falle des Abs. 2 eine schriftliche Begründung der Kriminalpolizei über Tatverdacht 
und Haftgrund. 
 
(4) Dem Beschuldigten ist sogleich oder unmittelbar nach seiner Festnahme schriftlich in einer für 
ihn verständlichen Art und Weise sowie in einer Sprache, die er versteht, Rechtsbelehrung (§ 50) zu 
erteilen, die ihn darüber hinaus zu informieren hat, dass er 
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1. 
soweit er nicht freizulassen ist (§ 172 Abs. 2), ohne unnötigen Aufschub in die Justizanstalt 
eingeliefert und dem Gericht zur Entscheidung über die Haft vorgeführt werden wird (§§ 172 
Abs. 1 und 3 und 174 Abs. 1), sowie 

2. berechtigt ist, 

a. 
einen Angehörigen oder eine andere Vertrauensperson und einen Verteidiger 
unverzüglich von seiner Festnahme zu verständigen oder verständigen zu lassen 
(Art. 4 Abs. 7 BVG über den Schutz der persönlichen Freiheit), 

b. 
Beschwerde gegen die gerichtliche Bewilligung der Festnahme zu erheben und im 
Übrigen jederzeit seine Freilassung zu beantragen, 

c. 
seine konsularische Vertretung unverzüglich verständigen zu lassen (Art. 36 des 
Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen, BGBl. Nr. 318/1969), 

d. Zugang zu ärztlicher Betreuung zu erhalten (§§ 66 bis 74 StVG). 

Ist die schriftliche Belehrung in einer Sprache, die der Beschuldigten versteht, nicht verfügbar, so 
ist sie zunächst mündlich zu erteilen (§ 56 Abs. 2) und sodann ohne unnötigen Aufschub 
nachzureichen. Der Umstand der erteilten Belehrung ist in jedem Fall schriftlich festzuhalten (§§ 95 
und 96). 

 
Untersuchungshaft 
 
Zulässigkeit 
 
§ 173. (1) Verhängung und Fortsetzung der Untersuchungshaft sind nur auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft und nur dann zulässig, wenn der Beschuldigte einer bestimmten Straftat 
dringend verdächtig, vom Gericht zur Sache und zu den Voraussetzungen der Untersuchungshaft 
vernommen worden ist und einer der im Abs. 2 angeführten Haftgründe vorliegt. Sie darf nicht 
angeordnet oder fortgesetzt werden, wenn sie zur Bedeutung der Sache oder zu der zu erwartenden 
Strafe außer Verhältnis steht oder ihr Zweck durch Anwendung gelinderer Mittel (Abs. 5) erreicht 
werden kann. 
 
(2) Ein Haftgrund liegt vor, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen die Gefahr besteht, der 
Beschuldigte werde auf freiem Fuß 

           

1. 
wegen Art und Ausmaß der ihm voraussichtlich bevorstehenden Strafe oder aus anderen 
Gründen flüchten oder sich verborgen halten, 

2. 
Zeugen, Sachverständige oder Mitbeschuldigte zu beeinflussen, Spuren der Tat zu beseitigen 
oder sonst die Ermittlung der Wahrheit zu erschweren versuchen, 

3. 
ungeachtet des wegen einer mit mehr als sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohten Straftat 
gegen ihn geführten Strafverfahrens 

a. 
eine strafbare Handlung mit schweren Folgen begehen, die gegen dasselbe Rechtsgut 
gerichtet ist wie die ihm angelastete Straftat mit schweren Folgen, 

b. 

eine strafbare Handlung mit nicht bloß leichten Folgen begehen, die gegen dasselbe 
Rechtsgut gerichtet ist wie die ihm angelastete strafbare Handlung, wenn er entweder 
wegen einer solchen Straftat bereits verurteilt worden ist oder wenn ihm nunmehr 
wiederholte oder fortgesetzte Handlungen angelastet werden, 

c. 

eine strafbare Handlung mit einer Strafdrohung von mehr als sechsmonatiger 
Freiheitsstrafe begehen, die ebenso wie die ihm angelastete strafbare Handlung gegen 
dasselbe Rechtsgut gerichtet ist wie die Straftaten, derentwegen er bereits zweimal 
verurteilt worden ist, oder 

d. 
die ihm angelastete versuchte oder angedrohte Tat (§ 74 Abs. 1 Z 5 StGB) ausführen. 
 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1969_318_0/1969_318_0.pdf
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(3) Fluchtgefahr ist jedenfalls nicht anzunehmen, wenn der Beschuldigte einer Straftat verdächtig 
ist, die nicht strenger als mit fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist, er sich in geordneten 
Lebensverhältnissen befindet und einen festen Wohnsitz im Inland hat, es sei denn, er habe bereits 
Vorbereitungen zur Flucht getroffen. Bei Beurteilung von Tatbegehungsgefahr nach Abs. 2 Z 3 fällt 
es besonders ins Gewicht, wenn vom Beschuldigten eine Gefahr für Leib und Leben von Menschen 
oder die Gefahr der Begehung von Verbrechen in einer kriminellen Organisation oder terroristischen 
Vereinigung ausgeht. Im Übrigen ist bei Beurteilung dieses Haftgrundes zu berücksichtigen, 
inwieweit sich die Gefahr dadurch vermindert hat, dass sich die Verhältnisse, unter denen die dem 
Beschuldigten angelastete Tat begangen worden ist, geändert haben. 
 
(4) Die Untersuchungshaft darf nicht verhängt, aufrecht erhalten oder fortgesetzt werden, wenn die 
Haftzwecke auch durch eine gleichzeitige Strafhaft oder Haft anderer Art erreicht werden können. 
Im Fall der Strafhaft hat die Staatsanwaltschaft die Abweichungen vom Vollzug anzuordnen, die für 
die Zwecke der Untersuchungshaft unentbehrlich sind. Wird die Untersuchungshaft dennoch 
verhängt, so tritt eine Unterbrechung des Strafvollzuges ein. 
 
(5) Als gelindere Mittel sind insbesondere anwendbar: 

           

1. 
das Gelöbnis, bis zur rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens weder zu fliehen noch sich 
verborgen zu halten noch sich ohne Genehmigung der Staatsanwaltschaft von seinem 
Aufenthaltsort zu entfernen, 

2. das Gelöbnis, keinen Versuch zu unternehmen, die Ermittlungen zu erschweren, 

3. 

in Fällen von Gewalt in Wohnungen (§ 38a SPG) das Gelöbnis, jeden Kontakt mit dem Opfer zu 
unterlassen, und die Weisung, eine bestimmte Wohnung und deren unmittelbare Umgebung 
nicht zu betreten oder ein bereits erteiltes Betretungsverbot nach § 38a Abs. 2 SPG oder eine 
einstweilige Verfügung nach § 382b EO nicht zu übertreten, samt Abnahme aller Schlüssel zur 
Wohnung, 

4. 
die Weisung, an einem bestimmten Ort, bei einer bestimmten Familie zu wohnen, eine bestimmte 
Wohnung, bestimmte Orte oder bestimmten Umgang zu meiden, sich alkoholischer Getränke 
oder anderer Suchtmittel zu enthalten oder einer geregelten Arbeit nachzugehen, 

5. 
die Weisung, jeden Wechsel des Aufenthaltes anzuzeigen oder sich in bestimmten 
Zeitabständen bei der Kriminalpolizei oder einer anderen Stelle zu melden, 

6. 
die vorübergehende Abnahme von Identitäts-, Kraftfahrzeugs- oder sonstigen 
Berechtigungsdokumenten, 

7. vorläufige Bewährungshilfe nach § 179, 

8. die Leistung einer Sicherheit nach den §§ 180 und 181, 

9. 

mit Zustimmung des Beschuldigten die Weisung, sich einer Entwöhnungsbehandlung, sonst 
einer medizinischen Behandlung oder einer Psychotherapie (§ 51 Abs. 3 StGB) oder einer 
gesundheitsbezogenen Maßnahme (§ 11 Abs. 2 SMG) zu unterziehen. 
 

(6) Wenn es sich um ein Verbrechen handelt, bei dem nach dem Gesetz auf mindestens zehnjährige 
Freiheitsstrafe zu erkennen ist, muss die Untersuchungshaft verhängt werden, es sei denn, dass auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, das Vorliegen aller im Abs. 2 angeführten Haftgründe 
sei auszuschließen. 
 
 

SPG: 
 
Allgemeine Gefahr; gefährlicher Angriff; Gefahrenerforschung 
 
§ 16. (1) Eine allgemeine Gefahr besteht 
 
1.  
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bei einem gefährlichen Angriff (Abs. 2 und 3) 
oder 
2. 
sobald sich drei oder mehr Menschen mit dem Vorsatz verbinden, fortgesetzt gerichtlich strafbare 
Handlungen zu begehen (kriminelle Verbindung). 
 (2) Ein gefährlicher Angriff ist die Bedrohung eines Rechtsgutes durch die rechtswidrige 
Verwirklichung des Tatbestandes einer gerichtlich strafbaren Handlung, die vorsätzlich begangen 
und nicht bloß auf Verlangen eines Verletzten verfolgt wird, sofern es sich um einen Straftatbestand 
1. 
nach dem Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974, ausgenommen die Tatbestände nach den 
§§ 278, 278a und 278b StGB, oder 
2. 
nach dem Verbotsgesetz, StGBl. Nr. 13/1945, oder 
3. 
nach dem Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100, oder 
4. 
nach dem Suchtmittelgesetz (SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, ausgenommen der Erwerb oder Besitz 
von Suchtmitteln zum ausschließlich persönlichen Gebrauch (§§ 27 Abs. 2, 30 Abs. 2 SMG), oder 
5. 
nach dem Anti-Doping-Bundesgesetz 2007 (ADBG 2007), BGBl. I Nr. 30, oder 
6. 
nach dem Neue-Psychoaktive-Substanzen-Gesetz (NPSG), BGBl. I Nr. 146/2011, 
handelt. 
(3) Ein gefährlicher Angriff ist auch ein Verhalten, das darauf abzielt und geeignet ist, eine solche 
Bedrohung (Abs. 2) vorzubereiten, sofern dieses Verhalten in engem zeitlichen Zusammenhang mit 
der angestrebten Tatbestandsverwirklichung gesetzt wird. 
(4) Gefahrenerforschung ist die Feststellung einer Gefahrenquelle und des für die Abwehr einer 
Gefahr sonst maßgeblichen Sachverhaltes. 
 
Auskunftsverlangen 
 
§ 34. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, von Menschen Auskunft zu 
verlangen, von denen anzunehmen ist, sie könnten in Fällen der ersten allgemeinen 
Hilfeleistungspflicht sachdienliche Hinweise über das Vorliegen einer Gefährdung und über die 
Gefahrenquelle geben. Die Ausübung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieser Befugnis ist 
unzulässig. 
 
Identitätsfeststellung 
 
§ 35. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung der Identität eines 
Menschen ermächtigt, 

1. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, er stehe im Zusammenhang mit 
einem gefährlichen Angriff oder könne über einen solchen Angriff Auskunft erteilen; 
2. wenn der dringende Verdacht besteht, daß sich an seinem Aufenthaltsort 
a) mit beträchtlicher Strafe bedrohte Handlungen ereignen oder 
b) flüchtige Straftäter oder einer Straftat Verdächtige verbergen; 
3. wenn er sich anscheinend im Zustand der Hilflosigkeit befindet und die Feststellung der 
Identität für die Hilfeleistung erforderlich scheint; 
4. wenn der dringende Verdacht besteht, daß sich an seinem Aufenthaltsort Fremde 
befinden, die nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sind; 
5. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, es handle sich 
a) um einen abgängigen Minderjährigen (§ 162 Abs. 1 ABGB oder § 111c AußStrG) oder 
b) um einen Menschen, der auf Grund einer psychischen Krankheit das Leben oder die 
Gesundheit anderer ernstlich und erheblich gefährdet oder 
c) um einen Untersuchungshäftling oder Strafgefangenen, der sich der Haft entzogen hat. 
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6. wenn nach den Umständen anzunehmen ist, der Betroffene habe im Zuge einer noch 
andauernden Reisebewegung die Binnengrenze überschritten oder werde sie überschreiten; 
7. wenn der Betroffene entlang eines vom internationalen Durchzugsverkehr benützten 
Verkehrsweges unter Umständen angetroffen wird, die für grenzüberschreitend begangene 
gerichtlich strafbare Handlungen typisch sind; 
8. wenn dies für die Verhängung eines Betretungsverbotes nach den §§ 36a Abs. 3 und 4 
und 38a Abs. 1 und 6 sowie für die Überprüfung und Durchsetzung desselben notwendig ist; 
9. wenn dies für die Verhängung eines Betretungsverbots in einem Sicherheitsbereich bei 
Sportgroßveranstaltungen gemäß § 49a und die Durchsetzung desselben notwendig ist. 

 
(2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums und der 
Wohnanschrift eines Menschen in dessen Anwesenheit. Sie hat mit der vom Anlaß gebotenen 
Verläßlichkeit zu erfolgen. 
 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben Menschen, deren Identität festgestellt 
werden soll, hievon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken und die unmittelbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden. 
 
Identitätsausweis 
 
§ 35a. (1) Auf Antrag haben Landespolizeidirektionen, insoweit diese für das Gebiet einer Gemeinde 
zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz sind, und - außerhalb deren örtlichen Wirkungsbereiches 
- Bezirksverwaltungsbehörden Staatsbürgern, die ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 B-VG) in ihrem 
Sprengel haben, einen Identitätsausweis auszustellen, der deren Namen, Geschlecht, 
Geburtsdatum und Geburtsort (Identitätsdaten) sowie Lichtbild, Körpergröße, Farbe der Augen, 
Unterschrift und den Ort des Hauptwohnsitzes zum Zeitpunkt der Ausstellung des Ausweises 
enthält. Die nähere Gestaltung dieses Identitätsausweises hat der Bundesminister für Inneres durch 
Verordnung zu regeln. 
 
(2) Der Inhaber eines Identitätsausweises ist verpflichtet, diesen unverzüglich der Behörde 
abzuliefern, wenn 
1. im Ausweis die behördlichen Eintragungen, Unterschriften oder Stempel unkenntlich geworden 
sind, 
2. das Lichtbild fehlt oder den Inhaber nicht mehr einwandfrei erkennen läßt oder 
3. sich Name oder Geschlecht des Inhabers geändert haben. 
 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, ihnen vorgewiesene 
Identitätsausweise dem Inhaber abzunehmen, wenn der Identitätsausweis gemäß Abs. 2 abzuliefern 
ist oder ein Identitätsdatum (Abs. 1) offenkundig falsch wiedergibt; das Dokument ist unverzüglich 
der Landespolizeidirektion, insoweit diese für das Gebiet einer Gemeinde zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, oder Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen, in deren 
Sprengel das Organ eingeschritten ist. 
 
(4) Sofern ein von einer Abnahme nach Abs. 3 Betroffener nach den Umständen dringend einen 
Identitätsausweis benötigt und die nach Abs. 1 erforderlichen Daten feststehen, kann mit 
Zustimmung der örtlich zuständigen Behörde ein Identitätsausweis von jeder anderen Behörde nach 
Abs. 1 ausgestellt werden. 
 
(5) Die Landespolizeidirektionen, insoweit diese für das Gebiet einer Gemeinde zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz sind, und Bezirksverwaltungsbehörden sowie von diesen 
herangezogene Dienstleister sind ermächtigt, bei Verfahren zur Ausstellung des Identitätsausweises 
personenbezogene Daten automationsunterstützt zu verarbeiten. Verfahrensdaten sind zu löschen, 
sobald sie nicht mehr benötigt werden, spätestens aber fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft der 
Entscheidung oder Erledigung eines Antrages. 
 
Betreten und Durchsuchen von Grundstücken, Räumen und Fahrzeugen 
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§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Grundstücke, Räume 
sowie Luft-, Land- und Wasserfahrzeuge (Fahrzeuge) zu betreten, sofern dies zur Erfüllung der 
ersten allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr eines gefährlichen Angriffs erforderlich ist. 
 
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind weiters ermächtigt, Grundstücke, Räume 
und Fahrzeuge zu betreten, sofern dadurch ein zulässiger Waffengebrauch vermieden werden kann. 
 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Grundstücke, Räume und 
Fahrzeuge zu durchsuchen, soweit dies der Suche 
1. nach einem Menschen dient, dessen Leben oder Gesundheit unmittelbar gefährdet erscheint; 
2. nach einem Menschen dient, von dem ein gefährlicher Angriff ausgeht; 
3. nach einer Sache dient, die für einen gefährlichen Angriff bestimmt ist. 
 
(4) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, entlang der vom internationalen 
Durchzugsverkehr benützten Verkehrswege oder in unmittelbarer Umgebung eines Flughafens 
Transportmittel zu durchsuchen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß mit 
derartigen Transportmitteln grenzüberschreitend gerichtlich strafbare Handlungen begangen 
werden. Ist für die Vornahme dieser Durchsuchung die Öffnung eines Zollverschlusses erforderlich, 
so haben die einschreitenden Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gemäß § 27 Abs. 5 des 
Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 659/1994, vorzugehen. 
 
(5) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Behältnisse, auch wenn sich 
diese in Räumen befinden, unter den Voraussetzungen des Abs. 1 zu öffnen und unter den 
Voraussetzungen des Abs. 3 zu durchsuchen. 
 
(6) In Einrichtungen oder Anlagen, die für gefährliche Angriffe gegen Leben oder Gesundheit einer 
größeren Zahl von Menschen besonders anfällig sind, sind die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes ermächtigt, Behältnisse zu öffnen, die sich nicht erkennbar in der Gewahrsame 
eines Menschen befinden. 
 
(7) Bei Handhabung der Befugnisse der Abs. 3 bis 6 ist besonders darauf zu achten, daß Eingriffe 
in die Rechtssphäre der Betroffenen die Verhältnismäßigkeit (§ 29) wahren und daß Verletzungen 
gesetzlich geschützter Berufsgeheimnisse möglichst vermieden werden. Die Bestimmungen der §§ 
121, 122 Abs. 2 und 3 und 96 StPO gelten sinngemäß, es sei denn, es würde der Zweck der 
Maßnahme dadurch vereitelt. 
 
(8) Nach einem gefährlichen Angriff gelten für die Durchsuchung von Grundstücken, Räumen, 
Fahrzeugen und Behältnissen ausschließlich die Bestimmungen der StPO. 
 
Durchsuchung von Menschen 
 
§ 40. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Menschen, die 
festgenommen worden sind, zu durchsuchen, um sicherzustellen, daß diese während ihrer 
Anhaltung weder ihre eigene körperliche Sicherheit noch die anderer gefährden und nicht flüchten. 
 
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind außerdem ermächtigt, Menschen zu 
durchsuchen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, diese stünden mit einem 
gegen Leben, Gesundheit, Freiheit oder Eigentum gerichteten gefährlichen Angriff in 
Zusammenhang und hätten einen Gegenstand bei sich, von dem Gefahr ausgeht. 
 
(3) Die den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes in den Abs. 1 und 2 eingeräumten 
Befugnisse gelten auch für das Öffnen und das Durchsuchen von Behältnissen (zB Koffer oder 
Taschen), die der Betroffene bei sich hat. 
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(4) Bei Durchsuchungen gemäß Abs. 1 und 2 haben sich die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes auf eine Durchsuchung der Kleidung und eine Besichtigung des Körpers zu 
beschränken, es sei denn, es wäre auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, der Betroffene 
habe einen Gegenstand in seinem Körper versteckt; in solchen Fällen ist mit der Durchsuchung ein 
Arzt zu betrauen. 
 
Sicherstellen von Sachen 
 
§ 42. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Sachen sicherzustellen, 
1. wenn dies bei gefährlichen Angriffen dazu dient, eine (weitere) Bedrohung des Lebens, der 
Gesundheit, der Freiheit oder des Eigentums von Menschen zu verhindern; 
2. die sich in der Gewahrsame eines Festgenommenen befinden und besonders geeignet sind, 
während dessen Anhaltung 
a) seine eigene oder die körperliche Sicherheit anderer unmittelbar zu gefährden oder 
b) ihm die Flucht zu ermöglichen oder zu erleichtern; 
3. denen unbefugte Beschädigung oder Wegnahme droht, sofern der Eigentümer oder rechtmäßige 
Besitzer nicht in der Lage ist, selbst für ihren Schutz zu sorgen; 
4. die von ihnen aufgefunden werden und sich in niemandes Gewahrsame befinden. 
 
In den Fällen der Z 1 und 2 ist dem Betroffenen eine Bestätigung über die Sicherstellung 
auszustellen. 
 
(2) Die nach Abs. 1 Z 1 bis 3 sichergestellten Sachen sind, sobald der Grund für ihre Verwahrung 
entfällt, auszufolgen, sonst der Sicherheitsbehörde zu übergeben. Diese hat sie, sofern nicht eine 
Beschlagnahme nach einem anderen Gesetz erfolgt, solange zu verwahren, bis die für ihre 
Sicherstellung maßgebliche Gefahr beseitigt ist; dann sind die Sachen ihrem Eigentümer oder 
rechtmäßigen Besitzer auszufolgen. Beschlagnahmte Gegenstände hat die Behörde nach den 
hierfür maßgeblichen Bestimmungen zu behandeln. 
 
(3) Die nach Abs. 1 Z 4 sichergestellten Sachen sind, sofern sie nicht dem Eigentümer oder 
rechtmäßigen Besitzer ausgefolgt werden können oder nach einem anderen Gesetz zu 
beschlagnahmen sind, der örtlich zuständigen Fundbehörde (§ 14 Abs. 5) zu übergeben. 
 
Eingriffe in die persönliche Freiheit 
 
§ 45. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, 
1. Menschen, die wegen Geisteskrankheit, Schwachsinns oder einer tiefgreifenden 
Bewußtseinsstörung zurechnungsunfähig sind (§ 11 StGB), oder 
2. Unmündige zum Zwecke der sofortigen Feststellung des Sachverhaltes festzunehmen, wenn sie 
einer mit beträchtlicher Strafe bedrohten Handlung verdächtig sind und auf frischer Tat betreten 
werden oder der Verdacht sonst in engem zeitlichem Zusammenhang mit der Tat entsteht. 
 
(2) Unmündige, die 
1. gemäß Abs. 1 festgenommen werden oder 
2. in der Zeit zwischen 00.00 und 05.00 Uhr ohne Aufsicht an einem öffentlichen Ort angetroffen 
werden und gefährlichen Angriffen besonders ausgesetzt wären, 
 
sind unverzüglich - in den Fällen der Z 1 nach Feststellung des Sachverhaltes - einem Menschen zu 
übergeben, dem ihre Pflege und Erziehung zukommt; dies gilt in den Fällen der Z 1 nicht, wenn das 
vom Sachverhalt in Kenntnis gesetzte Pflegschaftsgericht eine andere Verfügung trifft. Ist die 
Übergabe - aus welchem Grunde immer - nicht möglich, so ist eine Entscheidung des Kinder- und 
Jugendhilfeträgers einzuholen und der Unmündige allenfalls diesem zu übergeben. 
 
(3) Menschen, die gemäß Abs. 1 Z 1 festgenommen werden, sind, sofern weder gemäß § 9 des 
Unterbringungsgesetzes (UbG), BGBl. Nr. 155/1990, vorzugehen ist, noch ein richterlicher Beschluß 
gemäß § 429 StPO ergeht, nach Feststellung des Sachverhaltes zu entlassen. Andernfalls ist die 
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Sicherheitsbehörde ermächtigt, einen Angehörigen, der mit dem Betroffenen wohnt, oder für ihn 
sorgt, sofern kein solcher bekannt ist, einen Angehörigen aus dem Kreis der Kinder, Ehegatten und 
Eltern von der Amtshandlung zu verständigen. 
 
Vorführung 
 
§ 46. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Menschen, von denen 
sie aus besonderen Gründen annehmen, daß sie an einer psychischen Krankheit leiden und im 
Zusammenhang damit ihr Leben oder ihre Gesundheit oder das Leben oder die Gesundheit anderer 
ernstlich und erheblich gefährden, einem im öffentlichen Sanitätsdienst stehenden Arzt oder einem 
Polizeiarzt vorzuführen, sofern dies notwendig ist, um eine Untersuchung des Betroffenen durch 
diesen Arzt zu ermöglichen. Weiters sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
ermächtigt, solche Menschen einer Krankenanstalt (Abteilung) für Psychiatrie vorzuführen, sofern 
der Arzt die Voraussetzungen für eine Unterbringung bescheinigt. 
 
(2) Bei Gefahr im Verzug sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, den 
Betroffenen auch ohne Untersuchung und Bescheinigung einer Krankenanstalt (Abteilung) für 
Psychiatrie vorzuführen. 
 
(3) Im übrigen ist in diesen Fällen gemäß § 9 UbG vorzugehen. Die Sicherheitsbehörde ist 
ermächtigt, von der Vorführung in die Krankenanstalt (Abteilung) für Psychiatrie einen Angehörigen, 
der mit dem Betroffenen wohnt oder für ihn sorgt, sofern kein solcher bekannt ist, einen Angehörigen 
aus dem Kreis der Kinder, Ehegatten und Eltern von der Amtshandlung zu verständigen. 
 
Durchführung einer Anhaltung 
 
§ 47. (1) Jeder nach § 45 Festgenommene oder nach § 46 Vorgeführte hat das Recht, daß auf sein 
Verlangen ohne unnötigen Aufschub und nach seiner Wahl ein Angehöriger, in den Fällen des § 45 
Abs. 1 Z 1 und des § 46 auch ein Rechtsbeistand, von der Festnahme (Vorführung) verständigt wird. 
Bei der Festnahme (Vorführung) und Anhaltung ist auf die Achtung der Menschenwürde des 
Betroffenen und auf die möglichste Schonung seiner Person Bedacht zu nehmen. 
 
(2) Für die Anhaltung von Menschen nach diesem Bundesgesetz oder nach der Strafprozeßordnung 
gilt § 53c Abs. 1 und 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 (VStG), BGBl. Nr. 52/1991. 
 
(3) Die Hausordnung für solche Anhaltungen in Hafträumen der Sicherheitsbehörden hat der 
Bundesminister für Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz mit Verordnung zu 
erlassen. In der Hausordnung sind die Rechte und Pflichten der Häftlinge unter Bedachtnahme auf 
die Gewährleistung der körperlichen Sicherheit der Angehaltenen, die Aufrechterhaltung der 
Ordnung in den Hafträumen sowie unter Berücksichtigung der in Hafträumen bestehenden 
räumlichen und personellen Gegebenheiten zu regeln. 
 
Unmittelbare Zwangsgewalt 
 
§ 50. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind, sofern nicht anderes bestimmt ist, 
ermächtigt, die ihnen von diesem Bundesgesetz oder von einer auf Grund dieses Bundesgesetzes 
erlassenen Verordnung eingeräumten Befugnisse mit unmittelbarer Zwangsgewalt durchzusetzen. 
 
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben anwesenden Betroffenen die Ausübung 
von unmittelbarer Zwangsgewalt anzudrohen und anzukündigen. Hievon kann in den Fällen der 
Notwehr oder der Beendigung gefährlicher Angriffe (§ 33) soweit abgesehen werden, als dies für die 
Verteidigung des angegriffenen Rechtsgutes unerläßlich erscheint. 
 
(3) Für die Anwendung von unmittelbarer Zwangsgewalt gegen Menschen gelten die Bestimmungen 
des Waffengebrauchsgesetzes 1969. 
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(4) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dürfen physische Gewalt gegen Sachen 
anwenden, wenn dies für die Ausübung einer Befugnis unerläßlich ist. Hiebei haben sie alles 
daranzusetzen, daß eine Gefährdung von Menschen unterbleibt. 
 
Aggressives Verhalten gegenüber Organen der öffentlichen Aufsicht oder gegenüber militärischen 
Organen im Wachdienst 
 
§ 82. (1) Wer sich trotz vorausgegangener Abmahnung gegenüber einem Organ der öffentlichen 
Aufsicht oder gegenüber einem militärischen Organ im Wachdienst, während diese ihre gesetzlichen 
Aufgaben wahrnehmen, aggressiv verhält, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 500 Euro zu bestrafen. Anstelle einer Geldstrafe kann bei Vorliegen erschwerender 
Umstände eine Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, im Wiederholungsfall bis zu zwei Wochen 
verhängt werden. 
(2) Eine Bestrafung nach Abs. 1 schließt eine Bestrafung wegen derselben Tat nach § 81 aus. 
 
Beschwerden wegen Verletzung subjektiver Rechte 
 
§ 88. (1) Die Landesverwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden von Menschen, die 
behaupten, durch die Ausübung unmittelbarer sicherheitsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
in ihren Rechten verletzt worden zu sein (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG). 
 
(2) Außerdem erkennen die Landesverwaltungsgerichte über Beschwerden von Menschen, die 
behaupten, auf andere Weise durch die Besorgung der Sicherheitsverwaltung in ihren Rechten 
verletzt worden zu sein, sofern dies nicht in Form eines Bescheides erfolgt ist. 
 
(3) Beschwerden gemäß Abs. 1, die sich gegen einen auf dieses Bundesgesetz gestützten Entzug 
der persönlichen Freiheit richten, können während der Anhaltung bei der Sicherheitsbehörde 
eingebracht werden, die sie unverzüglich dem Landesverwaltungsgericht zuzuleiten hat. 
 
(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde beträgt sechs Wochen. Sie beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in dem der Betroffene Kenntnis von der Rechtsverletzung erlangt hat, wenn er aber durch die 
Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt behindert war, von 
seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, mit dem Wegfall dieser Behinderung. Die 
Beschwerde ist beim Landesverwaltungsgericht einzubringen. 
 
Beschwerden wegen Verletzung von Richtlinien für das Einschreiten 
 
§ 89. (1) Insoweit mit einer Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht die Verletzung einer 
gemäß § 31 festgelegten Richtlinie behauptet wird, hat das Landesverwaltungsgericht sie der zur 
Behandlung einer Aufsichtsbeschwerde in dieser Sache zuständigen Behörde zuzuleiten. 
 
(2) Menschen, die in einer binnen sechs Wochen, wenn auch beim Landesverwaltungsgericht 
(Abs. 1), eingebrachten Aufsichtsbeschwerde behaupten, beim Einschreiten eines Organs des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes, von dem sie betroffen waren, sei eine gemäß § 31 erlassene 
Richtlinie verletzt worden, haben Anspruch darauf, daß ihnen die Dienstaufsichtsbehörde den von 
ihr schließlich in diesem Punkte als erwiesen angenommenen Sachverhalt mitteilt und sich hiebei 
zur Frage äußert, ob eine Verletzung vorliegt. 
 
(3) Wenn dies dem Interesse des Beschwerdeführers dient, einen Vorfall zur Sprache zu bringen, 
kann die Dienstaufsichtsbehörde eine auf die Behauptung einer Richtlinienverletzung beschränkte 
Beschwerde zum Anlaß nehmen, eine außerhalb der Dienstaufsicht erfolgende Aussprache des 
Beschwerdeführers mit dem von der Beschwerde betroffenen Organ des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes zu ermöglichen. Von einer Mitteilung (Abs. 2) kann insoweit Abstand genommen 
werden, als der Beschwerdeführer schriftlich oder niederschriftlich erklärt, klaglos gestellt worden zu 
sein. 
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(4) Jeder, dem gemäß Abs. 2 mitgeteilt wurde, daß die Verletzung einer Richtlinie nicht festgestellt 
worden sei, hat das Recht, binnen 14 Tagen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts zu 
verlangen, in dessen Sprengel das Organ eingeschritten ist; dasselbe gilt, wenn eine solche 
Mitteilung (Abs. 2) nicht binnen drei Monaten nach Einbringung der Aufsichtsbeschwerde ergeht. 
Das Landesverwaltungsgericht hat festzustellen, ob eine Richtlinie verletzt worden ist. 
 
 

FPG 
 
Auskunftsverlangen 
 
§ 33. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind für Zwecke der Besorgung der 
Fremdenpolizei ermächtigt, von Personen Auskunft zu verlangen, von denen auf Grund eines 
Naheverhältnisses zu einem Fremden oder eines Vorfalles im Zusammenhang mit einem Fremden 
anzunehmen ist, sie könnten über 

           

1. die rechtswidrige Einreise eines Fremden; 

2. den rechtswidrigen Aufenthalt eines Fremden oder 

3. strafbare Handlungen nach diesem Bundesgesetz 

Auskunft erteilen. 
 

(2) Die Ausübung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieser Befugnis ist unzulässig. 
 
Identitätsfeststellung 
 
§ 34. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung der Identität einer 
Person ermächtigt, 

           

1. 
wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wäre als Fremder rechtswidrig in 
das Bundesgebiet eingereist oder hielte sich im Bundesgebiet rechtswidrig auf; 

2. 
soweit dies bei der Teilnahme an einer Überprüfung an Ort und Stelle gemäß § 9a 
Grundversorgungsgesetz – Bund 2005 (GVG-B 2005), BGBl. Nr. 405/1991, erforderlich ist. 
 

(2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums, der 
Staatsangehörigkeit und der Wohnanschrift einer Person in dessen Anwesenheit. Sie hat mit der 
vom Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen. 
 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben Personen, deren Identität festgestellt 
werden soll, hievon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken und die unmittelbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden. 
 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Einreise und des Aufenthalts 
 
§ 35. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, die Rechtmäßigkeit der 
Einreise und des Aufenthalts von Fremden zu überprüfen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass der Fremde rechtswidrig in das Bundesgebiet eingereist ist oder sich in diesem 
rechtswidrig aufhält, sofern dies nicht schon durch die Identitätsfeststellung mit der nötigen 
Sicherheit festgestellt werden kann. 
 
Betreten von Grundstücken, Betriebsstellen, Arbeitsstellen, Räumen und Fahrzeugen 
 
§ 36. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Grundstücke, Räume, 
Betriebsstätten, Arbeitsstellen sowie Fahrzeuge zu betreten, soweit 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_405_0/1991_405_0.pdf
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1. 
dies für die Teilnahme an einer Überprüfung an Ort und Stelle gemäß § 9a GVG-B 2005 
erforderlich ist; 

2. 
auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass dies notwendig ist, um 
eines Fremden, an dem Schlepperei begangen wird (Geschleppter) oder der gegen Vorschriften 
verstößt, mit denen die Prostitution geregelt ist, habhaft zu werden; 

3. 
auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass darin mindestens drei 
Fremde aufhältig sind und sich darunter ein Fremder befindet, der sich nicht rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält; 

4. 
auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass dies notwendig ist, um 
einen Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, bei einer unerlaubten 
Erwerbstätigkeit zu betreten; oder 

5. 
ein Durchsuchungsauftrag (§ 35a) vorliegt und dies zur Durchsetzung dieses Auftrages 
notwendig ist. 
 

(1a) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Behältnisse, auch wenn sich 
diese in Räumen befinden zu öffnen und unter den Voraussetzungen des Abs. 1 Z 2, 3 oder 4 darin 
Nachschau zu halten. Die Behältnisse müssen geeignet sein eine Person zu verbergen. 
 
(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 3 und 4 gilt § 13 Abs. 3 nur insoweit, als ein behördlicher Auftrag 
vorliegt oder Gefahr im Verzug das sofortige Einschreiten gebietet. 
 
(3) In den Fällen des Abs. 1 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder binnen der nächsten 
24 Stunden eine Bescheinigung über das Betreten und die Gründe des Betretens zuzustellen. 
 
Durchsuchen von Personen 
§ 37. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der Sicherstellung von 
Beweismitteln (§ 38) ermächtigt, die Kleidung und die mitgeführten Behältnisse Fremder zu 
durchsuchen, wenn 

           

1. diese gemäß § 39 festgenommen worden sind oder 

2. 
der Verdacht besteht, dass diese sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten und 
Beweismittel bei sich haben, die für eine Durchbeförderung, Zurückschiebung oder 
Zurückweisung von Bedeutung sind. 

(2) Vor einer Durchsuchung nach Abs. 1 ist der Fremde aufzufordern, alle mitgeführten Beweismittel 
freiwillig herauszugeben; kommt er dieser Aufforderung nach, hat die Durchsuchung zu 
unterbleiben. 
 
Sicherstellen von Beweismitteln 
 
§ 38. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Gegenstände und 
Dokumente, die für ein Verfahren oder für eine Durchbeförderung, Zurückschiebung oder 
Zurückweisung nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück als Beweismittel benötigt werden, 
vorläufig sicherzustellen. 
 
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012) 
 
(3) Über die Sicherstellung von Beweismitteln ist dem Betroffenen eine schriftliche Bestätigung 
auszufolgen; die Beweismittel sind der Landespolizeidirektion zu übergeben und von dieser, sobald 
sie nicht mehr für Verfahren oder für eine Durchbeförderung, Zurückschiebung oder Zurückweisung 
nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück benötigt werden, dem Betroffenen zurückzustellen, 
es sei denn, sie wären nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. 
 
Festnahme und Anhaltung 

https://ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/87
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§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen Fremden zum 
Zwecke einer für die Sicherung des Verfahrens unerlässlichen Vorführung vor die 
Landespolizeidirektion festzunehmen und bis zu 24 Stunden anzuhalten, wenn 

           

1. sie ihn bei Begehung einer Verwaltungsübertretung nach § 120 auf frischer Tat betreten, 

2. er seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 1 nicht nachkommt oder 

3. 

er eine Gebietsbeschränkung nach § 52a, eine Wohnsitzauflage nach § 57, eine Anordnung der 
Unterkunftnahme nach § 15b AsylG 2005 oder eine Wohnsitzbeschränkung nach § 15c 
AsylG 2005 missachtet. 
 

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen Fremden festzunehmen 
und bis zu 48 Stunden anzuhalten, 

           

 (Anm.: Z 1 und 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012) 

3. der auf Grund einer Übernahmeerklärung (§ 19) eingereist ist. 

  

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen Fremden zum Zwecke 
der Vorführung vor die Landespolizeidirektion festzunehmen und bis zu 24 Stunden anzuhalten, 
wenn er 

           

1. nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet eingereist ist und binnen 14 Tagen betreten wird, 

2. 
innerhalb von 14 Tagen nach Einreise in das Bundesgebiet von der Republik Österreich auf 
Grund eines Rückübernahmeabkommens zurückgenommen werden musste, 

3. 
innerhalb von 14 Tagen, nachdem sein visumfreier oder visumpflichtiger Aufenthalt im 
Bundesgebiet nicht mehr rechtmäßig ist, betreten wird, oder 

4. 
während eines Ausreisevorganges bei nicht rechtmäßigem Aufenthalt im Bundesgebiet betreten 
wird. 

(4) In den Fällen der Abs. 1 oder 3 kann die Festnahme unterbleiben, wenn gewährleistet ist, dass 
der Fremde das Bundesgebiet unverzüglich über eine Außengrenze verlässt. 
 
(5) Die zuständige Landespolizeidirektion ist ohne unnötigen Aufschub über die erfolgte Festnahme 
zu verständigen. Die Anhaltung eines Fremden ist in den Fällen des Abs. 3 bis zu 48 Stunden 
zulässig, wenn dies die Landespolizeidirektion zur Sicherung der Zurückschiebung anordnet. Dem 
festgenommenen Fremden ist die erfolgte Festnahme über sein Verlangen schriftlich zu bestätigen. 
 
(5a) Kann eine Zurückschiebung gemäß § 45 nicht während einer Anhaltung gemäß Abs. 5 
abgeschlossen werden und beruht dies auf Gründen, die nicht von der Landespolizeidirektion zu 
vertreten sind, so ist eine Anhaltung bis zu insgesamt 14 Tagen zulässig, wenn die 
Landespolizeidirektion dies zur Sicherung der Zurückschiebung mit Mandatsbescheid (§ 57 AVG) 
anordnet und die Zurückschiebung innerhalb der Dauer der Anhaltung wahrscheinlich ist. Dies gilt 
auch, wenn der Fremde seinen Verpflichtungen aus einem angeordneten gelinderen Mittel gemäß 
Abs. 7 nicht nachkommt. 
 
(5b) Die zuständige Landespolizeidirektion kann die Festnahme eines Fremden anordnen 
(Festnahmeauftrag), wenn die Zustimmung zur Rückübernahme des Fremden vorliegt und die 
Vorführung zur Sicherung der Zurückschiebung erforderlich ist. Die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes sind bei Vorliegen eines Festnahmeauftrages ermächtigt, einen Fremden zum 
Zweck der Vorführung vor die Landespolizeidirektion festzunehmen. Die Anhaltung ist diesfalls bis 
zu 72 Stunden zulässig. 
 
(6) Fremde, für die ein Übernahmeauftrag zwecks Durchbeförderung (§ 45b Abs. 3) erlassen 
worden ist, sind von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes nach der Einreise in Anhaltung 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/87
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zu übernehmen; die Anhaltung ist bis zu 72 Stunden zulässig. Kann die Durchbeförderung während 
dieser Zeit nicht abgeschlossen werden, so ist eine weitere Freiheitsentziehung bis zu 48 Stunden 
nur zulässig, wenn die Landespolizeidirektion dies zur Sicherung der Durchbeförderung anordnet. 
Eine Verständigung der Landespolizeidirektion von der Übernahme eines solchen Fremden ist nicht 
erforderlich. 
 
(7) In den Fällen der Abs. 5 bis 5b hat die Landespolizeidirektion gelindere Mittel anzuordnen, wenn 
Grund zur Annahme besteht, dass die Zurückschiebung durch Anwendung eines gelinderen Mittels 
gesichert ist. § 76 Abs. 1 letzter Satz und § 77 Abs. 2, 3 und 5 bis 9, gelten sinngemäß, mit der 
Maßgabe, dass anstelle des Bundesamtes die jeweils zuständige Landespolizeidirektion, anstelle 
der Anordnung einer Schubhaft die Anordnung der Anhaltung zur Sicherung der Zurückschiebung 
und anstelle der Durchsetzung der Abschiebung die Durchführung der Zurückschiebung tritt. 
 
(8) Die Anhaltung gemäß Abs. 5a oder 5b ist formlos durch Freilassung des Fremden oder das 
gelindere Mittel gemäß Abs. 7 durch formlose Mitteilung aufzuheben, wenn 

           

1. sie nicht mehr länger aufrechterhalten werden dürfen oder 

2. 
das Landesverwaltungsgericht festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für ihre Fortsetzung 
nicht vorliegen. 

§ 81 Abs. 2, 3 und 4 letzter Satz gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass anstelle des 
Bundesamtes die jeweils zuständige Landespolizeidirektion tritt. 

 
Schubhaft 
 
§ 76. (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der 
Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. Unmündige Minderjährige 
dürfen nicht in Schubhaft angehalten werden. 
 
(2) Die Schubhaft darf nur dann angeordnet werden, wenn 

           

1. 

dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, zur 
Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die 
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder der Abschiebung notwendig ist und 
sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhältnismäßig ist, oder 

2. 
die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen. 
 

(2a) Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-
Verordnung) ist auch ein allfälliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht 
zu ziehen, insbesondere ob unter Berücksichtigung der Schwere der Straftaten das öffentliche 
Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der persönlichen Freiheit 
des Fremden überwiegt. 
 
(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt 
vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren 
oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich 
erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 

           

1. 
ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 
mitwirkt oder die Rückkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert; 

1a. 

ob der Fremde eine Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn 
ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemäß § 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem 
Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) 
angeordnet worden sind; 
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2. 
ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot 
oder während einer aufrechten Anordnung zur Außerlandesbringung neuerlich in das 
Bundesgebiet eingereist ist; 

3. 
ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme besteht oder der Fremde sich dem 
Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder über einen Antrag auf 
internationalen Schutz bereits entzogen hat; 

4. 
ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) 
aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt; 

5. 

ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz 
eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu 
diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG 
angehalten wurde; 

6. 
ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der 
erkennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der 
Dublin-Verordnung zuständig ist, insbesondere sofern 

a. 
der Fremde bereits mehrere Anträge auf internationalen Schutz in den 
Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde falsche Angaben hierüber gemacht hat, 

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder 

c. 

es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der 
erkennungsdienstlichen Behandlung oder des bisherigen Verhaltens des Fremden 
wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat 
beabsichtigt; 

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt; 

8. 

ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschränkungen, Meldeverpflichtungen oder 
Anordnungen der Unterkunftnahme gemäß §§ 52a, 56, 57 oder 71 FPG, § 38b SPG, § 13 
Abs. 2 BFA-VG oder §§ 15a oder 15b AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen 
einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes 
durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Maßnahme; 

9. 

der Grad der sozialen Verankerung in Österreich, insbesondere das Bestehen familiärer 
Beziehungen, das Ausüben einer legalen Erwerbstätigkeit beziehungsweise das 
Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz eines gesicherten Wohnsitzes. 
 

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 AVG zu erlassen, 
es sei denn, der Fremde befände sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus 
anderem Grund nicht bloß kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß § 57 
AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen. 
 
(5) Wird eine aufenthaltsbeendende Maßnahme durchsetzbar und erscheint die Überwachung der 
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft 
ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhängt. 
 
(6) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, 
so kann diese aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur 
Verzögerung der Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gestellt wurde. Das 
Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur 
Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1 BFA-VG gelten sinngemäß. 
 
Schlepperei 
 
§ 114. (1) Wer die rechtswidrige Einreise oder Durchreise eines Fremden in oder durch einen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Nachbarstaat Österreichs mit dem Vorsatz fördert, sich 
oder einen Dritten durch ein dafür geleistetes Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, ist vom Gericht 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
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(2) Wer innerhalb der letzten fünf Jahre schon einmal wegen Schlepperei im Sinne des Abs. 1 
verurteilt worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Als eine Verurteilung gilt 
auch eine solche durch ein ausländisches Gericht in einem den Grundsätzen des Art. 6 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten entsprechenden Verfahren. 
 
(3) Wer die Tat nach Abs. 1 

           

1. gewerbsmäßig (§ 70 StGB), 

2. in Bezug auf mindestens drei Fremde, oder 

3. 
auf eine Art und Weise, durch die der Fremde, insbesondere während der Beförderung, längere 
Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt wird, 

begeht, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
 

(4) Wer die Tat nach Abs. 1 als Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder auf eine Art und Weise 
begeht, dass dabei das Leben des Fremden, auf den sich die strafbare Handlung bezieht, gefährdet 
wird, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 
 
(5) Fremde, deren rechtswidrige Einreise oder Durchreise durch die Tat gefördert wird, sind nicht als 
Beteiligte (§ 12 StGB) zu bestrafen. Mit ihrer Zurück- oder Abschiebung darf zugewartet werden, 
wenn und solange dies erforderlich ist, um sie zum Sachverhalt zu vernehmen. 
 
(6) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind bei Gefahr im Verzug ermächtigt, 
Gegenstände, die der Täter mit sich führt, oder zur Tatbegehung verwendete Beförderungsmittel 
oder Behältnisse zur Sicherung der Konfiskation (§ 19a StGB), des Verfalls (§§ 20 bis 20c StGB) 
oder der Einziehung (§ 26 StGB) vorläufig sicherzustellen. Die Ladung des Beförderungsmittels 
kann dem Zulassungsbesitzer oder seinem Beauftragten ausgefolgt werden. Von den getroffenen 
Maßnahmen ist das Gericht unverzüglich zu verständigen. 
 
(7) Die Abs. 1 bis 4 gelten für im Ausland begangene Straftaten, unabhängig von den Strafgesetzen 
des Tatorts, wenn durch die Tat österreichische Interessen verletzt worden sind. 
 
Entgeltliche Beihilfe zum unbefugten Aufenthalt 
 
§ 115. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten durch ein dafür geleistetes, nicht bloß 
geringfügiges Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, einem Fremden den unbefugten Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates der Europäischen Union erleichtert, ist vom Gericht mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
 
(2) Wer die Tat gewerbsmäßig oder in Bezug auf eine größere Zahl von Fremden begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
 
(3) Der Fremde, dem die Beihilfe nach Abs. 1 zu Gute kam oder kommen sollte, ist nicht als 
Beteiligter zu bestrafen. 
 
(4) Das Verfahren wegen der im Abs. 1 bezeichneten Tat obliegt den Gerichtshöfen erster Instanz. 
 
Rechtswidrige Einreise und rechtswidriger Aufenthalt 
 
§ 120. (1) Wer als Fremder nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet einreist, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer solchen 
Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, 
im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Als Tatort gilt 
der Ort der Betretung; bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die nächstgelegene 
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Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförderungsmittels gemäß dem Fahrplan 
des Beförderungsunternehmers möglich ist. Die Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann 
durch Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden. 
 
(1a) Wer als Fremder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 500 Euro bis zu 2 500 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer solchen 
Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 2 500 Euro bis zu 7 500 Euro 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen zu bestrafen. Als Tatort gilt der Ort der Betretung oder 
des letzten bekannten Aufenthaltes; bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die 
nächstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförderungsmittels gemäß 
dem Fahrplan des Beförderungsunternehmers möglich ist. Die Verwaltungsübertretung gemäß 
erster Satz kann durch Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG in der Höhe von 500 Euro geahndet 
werden. 
 
(1b) Wer als Fremder aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht unverzüglich seiner Pflicht zur 
Ausreise aus dem Bundesgebiet nachkommt, nachdem eine gegen ihn erlassene 
Rückkehrentscheidung rechtskräftig und durchsetzbar geworden ist, und ein 
Rückkehrberatungsgespräch gemäß § 52a Abs. 2 BFA-VG in Anspruch genommen oder bis zum 
Eintritt der Rechtskraft und Durchsetzbarkeit der Rückkehrentscheidung aus von ihm zu 
vertretenden Gründen nicht in Anspruch genommen hat, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit Geldstrafe von 5 000 bis 15 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Wochen zu bestrafen. Als Tatort gilt der Ort der Betretung oder des letzten bekannten 
Aufenthaltes, bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die nächstgelegene 
Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförderungsmittels gemäß dem Fahrplan 
des Beförderungsunternehmens möglich ist. 
 
(1c) Wer als Fremder entgegen einem rechtskräftigen Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot 
unrechtmäßig in das Bundesgebiet einreist, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer 
Geldstrafe von 5 000 bis 15 000 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Wochen zu bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft 
wurde, kann an Stelle der Geldstrafe mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen bestraft werden. Als 
Tatort gilt der Ort der Betretung, bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die 
nächstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförderungsmittels gemäß 
dem Fahrplan des Beförderungsunternehmens möglich ist. 
 
(2) Wer als Fremder 

           

1. 

in einem Verfahren zur Erteilung eines Einreisetitels, eines Aufenthaltstitels oder einer 
Dokumentation vor der zur Ausstellung eines solchen Titels berufenen Behörde oder im Rahmen 
der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Einreise oder des Aufenthalts gegenüber Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes wissentlich falsche Angaben macht, um sich einen, wenn auch 
nur vorübergehenden, rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet zu erschleichen, oder 

2. 

in einem Asylverfahren vor dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht wissentlich 
falsche Angaben über seine Identität oder Herkunft macht, um die Duldung seiner Anwesenheit 
im Bundesgebiet oder einen, wenn auch nur vorübergehenden, rechtmäßigen Aufenthalt im 
Bundesgebiet zu erschleichen, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im 
Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. 
 

(3) Wer 

           

1. 
wissentlich die rechtswidrige Einreise oder Durchreise eines Fremden in oder durch einen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Nachbarstaat Österreichs fördert, oder 
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2. 
mit dem Vorsatz, das Verfahren zur Erlassung oder die Durchsetzung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen hintanzuhalten, einem Fremden den unbefugten Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union wissentlich erleichtert, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im 
Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. 
 

(4) Wer eine Tat nach Abs. 2 oder 3 begeht, obwohl er wegen einer solchen Tat bereits einmal 
rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis zu 15 000 Euro oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 
 
(5) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1a und 1b liegt nicht vor, 

           

1. wenn die Ausreise nur in ein Land möglich wäre, in das eine Abschiebung unzulässig (§ 50) ist; 

2. solange der Fremde geduldet ist (§ 46a), 

3. im Fall des Aufenthalts eines begünstigten Drittstaatsangehörigen ohne Visum, 

4. solange dem Fremden die persönliche Freiheit entzogen ist oder 

5. 
während der Frist für die freiwillige Ausreise gemäß § 55. 
 

(6) Eine Bestrafung gemäß Abs. 1a schließt eine solche wegen der zugleich gemäß Abs. 1 
begangenen Verwaltungsübertretung aus. Eine Bestrafung nach Abs. 1b schließt eine solche wegen 
der zugleich gemäß Abs. 1 und 1a begangenen Verwaltungsübertretung aus; eine Bestrafung nach 
Abs. 1c schließt eine solche wegen der zugleich gemäß Abs. 1 und 1a begangenen 
Verwaltungsübertretungen aus. 
 
(7) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 bis 1c liegt nicht vor, wenn der Fremde einen Antrag 
auf internationalen Schutz gestellt hat und ihm der Status des Asylberechtigten oder subsidiär 
Schutzberechtigten zuerkannt wurde. Während des Asylverfahrens ist das 
Verwaltungsstrafverfahren unterbrochen. 
 
(8) Der Fremde, dem eine Tat nach Abs. 3 zu Gute kommt oder kommen sollte, ist wegen Anstiftung 
oder Beihilfe nicht strafbar. 
 
(9) Nach Abs. 3 ist nicht strafbar, wer die Tat in Bezug auf seinen Ehegatten, seinen eingetragenen 
Partner, seine Kinder oder seine Eltern begeht. 
 
(10) Der Versuch in den Fällen der Abs. 1, 1c, 2 und 3 ist strafbar. 
 
(11) Wird einem Fremden während eines anhängigen Verwaltungsstrafverfahrens gemäß § 120 
Abs. 1, 1a, 1b oder 1c der Status des Asylberechtigten oder des subsidiär Schutzberechtigten 
zuerkannt, ein Aufenthaltstitel gemäß dem AsylG 2005 oder dem NAG rechtskräftig erteilt oder eine 
Dokumentation gemäß dem NAG ausgestellt, so ist dieses Verwaltungsstrafverfahren einzustellen. 
§ 45 Abs. 2 VStG gilt. 
 
Sonstige Übertretungen 
 
§ 121. (1) Wer Auflagen, die ihm das Bundesamt gemäß §§ 46a Abs. 2, 56 Abs. 2 Z 1 bis 4 oder 71 
erteilt hat, missachtet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis 
zu 1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. 
Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, 
zu bestrafen. Dies gilt nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3, 71 Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt. 
Die Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG 
in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden. 
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(1a) Wer eine Wohnsitzauflage gemäß § 57, eine Anordnung der Unterkunftnahme nach § 15b 
AsylG 2005 oder eine Wohnsitzbeschränkung nach § 15c AsylG 2005 missachtet oder sich als 
Fremder außerhalb des Gebietes, auf das sein Aufenthalt gemäß § 52a beschränkt ist, aufhält, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 Euro, im Fall 
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer 
solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 
5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Dies 
gilt nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt. 
 
(2) Wer sich als Fremder außerhalb des Gebietes, in dem er gemäß § 12 Abs. 2 AsylG 2005 
geduldet ist, aufhält, oder eine Meldeverpflichtung gemäß § 13 Abs. 2 BFA-VG oder § 15a 
AsylG 2005 verletzt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 
1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. 
Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 
1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, 
zu bestrafen. Die Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfügung 
gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden. 
 
(3) Wer 

           

1. Auflagen, die ihm die Behörde bei Bewilligungen gemäß § 27a erteilt hat, missachtet oder 

2. sein Reisedokument nicht mit sich führt oder gemäß § 32 Abs. 2 verwahrt; 

3. trotz Aufforderung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

a) 
diesem ein für seine Aufenthaltsberechtigung maßgebliches Dokument nicht 
aushändigt oder 

b) 
sich nicht in dessen Begleitung an jene Stelle begibt, an der das Dokument verwahrt 
ist, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 50 Euro bis zu 250 Euro, im Fall 
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, zu bestrafen. 
 

(4) Wer Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes als Verantwortlicher nicht gemäß § 36 Abs. 1 
oder § 37 Abs. 1 BFA-VG Zutritt zu Grundstücken, Betriebsstellen, Arbeitsstellen, Räumen oder 
Fahrzeugen gewährt oder das Nachschauhalten in Behältnissen gemäß § 36 Abs. 1a verhindert, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall 
ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. 
 
(5) Wer eine Tat nach Abs. 4 begeht, obwohl er wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig 
bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis zu 15 000 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Wochen zu bestrafen. 
 
(6) Nach Abs. 1, 1a, 2, 3, 4 oder 5 oder § 120 Abs. 1, 1a, 2, 3 oder 4 verhängte Strafen oder deren 
Unterbrechungen nach § 122a sind samt den erforderlichen personenbezogenen Daten in der 
Verwaltungsstrafevidenz der Landespolizeidirektion (§ 60 SPG) zu verarbeiten. § 60 Abs. 2 und 3 
SPG gilt. 
 
(7) Beim Verdacht des Vorliegens einer Verwaltungsübertretung gemäß §§ 120 oder 121 Abs. 1, 2 
oder 4 können Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes eine vorläufige Sicherheit bis zu einem 
Betrag von 1 000 Euro festsetzen und einheben, im Wiederholungsfall bis zu einem Betrag von 
5 000 Euro. 
 
 

GVG-B: 
 
Verhalten in und Betreten von Betreuungsstellen des Bundes 
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§ 5. (1) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, wenn dies zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
in einer Betreuungseinrichtung (§ 1 Z 5) des Bundes oder zur Vorbeugung gefährlicher Angriffe (§ 16 
Abs. 2 SPG) auf Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder Eigentum von Betreuten oder 
zur Sicherung der Sachausstattung der Betreuungseinrichtung erforderlich ist, unbefugten 
Aufenthalt oder unbefugtes Betreten dieser Betreuungseinrichtung des Bundes oder von 
bestimmten Bereichen dieser Betreuungseinrichtung durch Verordnung zu verbieten. 
 
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben an der Vollziehung solcher 
Verordnungen mitzuwirken. Sie haben 

           

1. 
die Organe der Betreuungseinrichtungen bei der Überwachung der Einhaltung der Verordnung 
zu unterstützen und 

2. 
Maßnahmen zu treffen, die für die Einleitung oder Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren 
erforderlich sind. 

(3) Die Behörde erlässt zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit durch Verordnung für 
jede Betreuungseinrichtung des Bundes (§ 1 Z 5) eine Hausordnung, die insbesondere auch die 
Verpflichtung zur Einhaltung einer Nachtruhe vorsehen kann. Die Hausordnung ist in der betroffenen 
Betreuungseinrichtung an einer allgemein zugänglichen Stelle anzuschlagen und jedem Betreuten 
am Beginn der Versorgung, jedenfalls sobald wie möglich, in den wesentlichen Punkten 
nachweislich in einer ihm verständlichen Sprache zur Kenntnis zu bringen. Einer darüber 
hinausgehenden Kundmachung bedarf es nicht. 
 
(4) Den Organen der Betreuungseinrichtungen des Bundes obliegt die Überwachung der Einhaltung 
der Verordnung gemäß Abs. 1 und der Hausordnung gemäß Abs. 3. 
(5) Die Organe der Betreuungseinrichtungen des Bundes sind ermächtigt,   

           

1. 

Personen am unbefugten Betreten einer Betreuungseinrichtung des Bundes oder eines 
Bereiches einer solchen Betreuungseinrichtung (§ 10 Abs. 1) zu hindern und Personen, die 
unbefugt eine Betreuungseinrichtung des Bundes oder einen Bereich einer solchen 
Betreuungseinrichtung betreten haben, von der Betreuungsstelle zu weisen, und 

2. 
Personen, die eine Betreuungseinrichtung des Bundes betreten haben oder betreten wollen, 
einer Kontrolle zu unterziehen, ob sie gemäß der Hausordnung (Abs. 3) untersagte Gegenstände 
bei sich haben. 

 
Kontrollmaßnahmen 
 
§ 9a. Zur Vorbereitung periodischer Analysen gemäß Art. 5 Abs. 3 Z 2 
Grundversorgungsvereinbarung kann der Bundesminister für Inneres unter Einbeziehung der 
Landespolizeidirektionen und der Abgabenbehörden Überprüfungen an Ort und Stelle vornehmen, 
wie weit die tatsächlich geleistete Versorgung den Zielen der Grundversorgungsvereinbarung (Art. 1 
iVm Art. 6) entspricht. Soweit die Behörden der Länder solche Überprüfungen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich vornehmen und ein entsprechendes Ersuchen stellen, können der 
Bundesminister für Inneres, die Landespolizeidirektionen und die Abgabenbehörden daran 
teilnehmen. 
 
 

MeldeG 
 
Meldepflicht und Ausnahmen von der Meldepflicht 
 
§ 2. (1) Wer in einer Wohnung oder in einem Beherbergungsbetrieb Unterkunft nimmt oder eine 
solche Unterkunft aufgibt, ist zu melden. 
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(2) Nicht zu melden sind 

           

1. Menschen, denen in einer Wohnung nicht länger als drei Tage Unterkunft gewährt wird; 

2. 
ausländische Staatsoberhäupter, Regierungsmitglieder und diesen vergleichbare 
Persönlichkeiten sowie deren Begleitpersonen; 

3. 
Fremde, die im Besitz eines gemäß § 95 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 – FPG, BGBl. I 
Nr. 100/2005, vom Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres ausgestellten gültigen 
Lichtbildausweises sind, soweit sie in Wohnungen Unterkunft nehmen; 

4. 
Menschen, die auf Grund einer Entscheidung oder Verfügung eines ordentlichen Gerichtes oder 
einer Verwaltungsbehörde angehalten werden. 

 
(Anm.: Z 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 101/2003) 
 

(3) Sofern sie nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes schon anderswo gemeldet sind, 
sind Menschen nicht zu melden, 

           

1. denen in einer Wohnung nicht länger als zwei Monate unentgeltlich Unterkunft gewährt wird; 

2. die als Pfleglinge in einer Krankenanstalt aufgenommen sind; 

3. 
die als Minderjährige in Kinder-, Schüler-, Studenten-, Jugend- oder Sportheimen untergebracht 
sind; 

4. 

die als Angehörige des Bundesheeres, der Bundespolizei, der Zoll- oder Justizwache oder die 
im Rahmen eines Katastrophenhilfsdienstes in einer Gemeinschaftsunterkunft untergebracht 
sind. 
 

(4) Wer zum Schutz vor Gefährdung seiner körperlichen Unversehrtheit, Freiheit oder sexuellen 
Selbstbestimmung in einer Wohnung einer Betreuungseinrichtung, die mit einer Gebietskörperschaft 
eine dem Schutzzweck entsprechende Kooperationsvereinbarung abgeschlossen hat, Unterkunft 
nimmt, kann an Stelle der Adresse dieser Unterkunft, an der Adresse der Betreuungseinrichtung 
angemeldet werden, wenn die Betreuungseinrichtung der Meldebehörde das Bestehen einer 
Kooperationsvereinbarung glaubhaft macht und die Unterkunftnahme des betroffenen Menschen 
durch die Unterschrift als Unterkunftgeber auf dem Meldezettel bestätigt. Diese Adresse gilt als 
Abgabestelle im Sinne des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982; für den betroffenen Menschen ist 
von Amts wegen eine Auskunftssperre zu verfügen oder zu verlängern. 
 
Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung 
 
§ 4. (1) Wer seine Unterkunft in einer Wohnung aufgibt, ist innerhalb von drei Tagen davor oder 
danach bei der Meldebehörde abzumelden. 
 
(2) Die Abmeldung kann anlässlich einer Anmeldung auch bei der für die Anmeldung zuständigen 
Meldebehörde bei Nachweis der Identität des Meldepflichtigen erfolgen. Die Abmeldung einer 
Unterkunft, die nicht den Hauptwohnsitz darstellt, kann bei jeder Meldebehörde erfolgen. Sofern es 
sich dabei nicht um die zuständige Meldebehörde handelt, wird sie für diese tätig; der erforderliche 
Datenaustausch hat im Wege des ZMR zu erfolgen. 
 
(2a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Abmeldung auch unter Verwendung 
der Funktion Bürgerkarte im Datenfernverkehr im Wege des ZMR durchgeführt werden. Die nähere 
Ausgestaltung der technischen Vorgänge bei Vornahme der Abmeldung unter Inanspruchnahme der 
Bürgerkartenfunktion sowie der Zeitpunkt, ab dem diese Abmeldung vorgenommen werden kann, 
werden durch Verordnung des Bundesministers für Inneres festgelegt. 
 
(3) Für jeden abzumeldenden Menschen ist ein Meldezettel entsprechend vollständig auszufüllen. 
Im Falle einer Abmeldung gemäß Abs. 2a sind der Behörde die dem Meldezettel entsprechenden 
Daten zu übermitteln. 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2003_101_1/2003_101_1.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1982_200_0/1982_200_0.pdf
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(4) Die Meldebehörde hat die Abmeldung auf der schriftlichen Ausfertigung des Gesamtdatensatzes 
(§ 16) des Betroffenen oder auf dessen Verlangen auf einer Ausfertigung der zuletzt geänderten 
Meldedaten durch Anbringung des Meldevermerkes zu bestätigen, der dem Meldepflichtigen als 
Nachweis der Abmeldung zu übergeben ist. Erfolgt eine Abmeldung bei einer gemäß Abs. 2 oder 
§ 3 Abs. 3 zuständigen Meldebehörde, so erfolgt die Berichtigung des Zentralen Melderegisters 
durch diese; der betroffenen Meldebehörde (Abs. 1) ist im Wege des Zentralen Melderegisters die 
Möglichkeit zu bieten, sich darüber in Kenntnis zu setzen. Im Falle einer Abmeldung gemäß Abs. 2a 
tritt an die Stelle des Meldevermerks die Amtssignatur des Bundesministers für Inneres. 
 
 
Besondere Pflichten des Unterkunftgebers 
 
§ 8. (1) Der Unterkunftgeber hat alle vom Meldepflichtigen unterfertigten Meldezettel unter 
leserlicher Beifügung seines Namens zu unterschreiben. Die Unterschrift als Unterkunftgeber hat zu 
verweigern, wer Grund zur Annahme hat, daß der Betroffene die Unterkunft tatsächlich nicht 
bezogen hat oder nicht innerhalb einer Woche beziehen wird. 
(2) Hat der Unterkunftgeber Grund zur Annahme, daß für jemanden, dem er Unterkunft gewährt oder 
gewährt hat, die Meldepflicht bei der Meldebehörde nicht erfüllt wurde, so ist er verpflichtet, dies der 
Meldebehörde binnen 14 Tagen mitzuteilen, es sei denn, die Meldepflicht hätte ihn selbst getroffen. 
Von dieser Mitteilung hat der Unterkunftgeber nach Möglichkeit auch den Meldepflichtigen in 
Kenntnis zu setzen. 
 
Identitätsnachweis und Auskunftspflicht 
 
§ 12. (1) Zur Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes hat der 
Meldepflichtige auf Verlangen der Meldebehörde oder eines Organs des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes unverzüglich öffentliche Urkunden vorzulegen, die zur Feststellung der Identität 
des Unterkunftnehmers geeignet sind. 
 
(2) Der Unterkunftgeber hat auf Verlangen der Meldebehörde oder eines Organes des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes unverzüglich darüber Auskunft zu erteilen, 

           

1. wem er in den letzten sechs Monaten Unterkunft gewährt hat oder derzeit gewährt; 

2. 
ob er einem bestimmten Menschen in den letzten sechs Monaten Unterkunft gewährt hat oder 
derzeit gewährt; 

3. in den Fällen des § 2 Abs. 4 darüber hinaus über die Adresse der tatsächlichen Unterkunft. 

In den Fällen der Z 1 ist die Auskunftspflicht erfüllt, wenn der Unterkunftgeber Namen und 
Geburtsdatum des Unterkunftnehmers mitteilt. 

 
Strafbestimmungen 
 
§ 22. (1) Wer 

           

1. die ihn treffende Meldepflicht nach den §§ 3, 4, 5 oder 6 nicht erfüllt oder 

2. eine Anmeldung vornimmt, obwohl keine Unterkunftnahme erfolgt ist oder 

3. eine Abmeldung vornimmt, obwohl die Unterkunft nicht aufgegeben werden soll oder 

4. bei einer An-, Ab- oder Ummeldung unrichtige Identitätsdaten (§ 1 Abs. 5) angibt oder 

5. 
als Inhaber eines Beherbergungsbetriebes oder als dessen Beauftragter das Gästeverzeichnis 
unvollständig befüllt oder sonst gegen die Vorschriften des § 10 verstößt oder 

6. als Meldepflichtiger gegen seine Verpflichtung nach § 12 Abs. 1 verstößt oder 

7. als Unterkunftgeber gegen seine Verpflichtung nach § 12 Abs. 2 verstößt oder 

8. gegen § 16a Abs. 5a verstößt, 
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begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 726 Euro, im Wiederholungsfall 
mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, zu bestrafen. In Fällen der Z 8 kann neben der Verhängung einer 
Geldstrafe auch über den Entzug der Abfrageberechtigung gemäß § 16a Abs. 5 für die Dauer von 
höchstens sechs Monaten erkannt werden, wenn dies erforderlich erscheint, um den Betroffenen 
von weiteren gleichartigen Verwaltungsübertretungen abzuhalten. 
 

(2) Wer 

           

1. 
öffentliche Urkunden, die er gemäß § 3 Abs. 3 vorzulegen gehabt hätte, nicht innerhalb einer ihm 
gesetzten, angemessenen Frist nachbringt oder 

2. die ihn treffende Meldepflicht nach § 17 Abs. 4 nicht erfüllt oder 

3. sich als Unterkunftgeber weigert, die ausgefüllten Meldezettel zu unterschreiben oder 

4. 
einen Meldezettel als Unterkunftgeber unterschreibt, obwohl er Grund zur Annahme hat, daß der 
Betroffene die Unterkunft tatsächlich nicht bezogen hat oder nicht innerhalb einer Woche 
beziehen wird oder 

5. als Unterkunftgeber gegen § 8 Abs. 2 verstößt oder 

6. 
als Inhaber eines Beherbergungsbetriebes oder als dessen Beauftragter gegen seine 
Verpflichtungen nach § 7 Abs. 6 verstößt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 360 Euro, im Wiederholungsfall 
mit Geldstrafe bis zu 1 090 Euro, zu bestrafen. 

(2a) Wer vorsätzlich und gegen Entgelt veranlasst, dass sich ein anderer ohne tatsächlich Unterkunft 
genommen zu haben an einer Unterkunft anmeldet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 1500 Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 
 
(3) Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, wenn eine Tat nach den Abs. 1, 2 oder 2a den 
Tatbestand einer in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet. 
 
(4) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 Z 1 liegt nicht vor, wenn die Behörde von dem 
Sachverhalt auf Grund einer Mitteilung des Unterkunftgebers gemäß § 8 Abs. 2 Kenntnis erlangt 
und es sich um einen Verwandten oder Verschwägerten des Unterkunftgebers in auf- oder 
absteigender Linie, seine Geschwisterkinder oder Personen, die mit ihm noch näher verwandt oder 
im gleichen Grade verschwägert sind, den anderen Eheteil oder den anderen eingetragenen Partner 
oder um seine Wahl- und Pflegeeltern handelt. In diesen Fällen hat der Meldepflichtige die amtlichen 
Urkunden, die er gemäß § 3 Abs. 2 vorzulegen gehabt hätte, der Meldebehörde für die Anmeldung 
von Amts wegen binnen drei Tagen nachzubringen; § 15 Abs. 4 gilt. 
 
(5) Wegen einer nicht oder nicht rechtzeitig vorgenommenen An-, Ab- oder Ummeldung ist ein 
Betroffener nicht strafbar, wenn die Übertretung der Behörde im Zusammenhang mit Erhebungen 
gemäß § 21a Abs. 3 oder im Zusammenhang mit einer Wohnsitzerklärung (§§ 15a und 21a Abs. 1) 
bekannt wurde und der Betroffene innerhalb eines Monats ab Erteilung der Auskunft die 
Richtigstellung vorgenommen hat. 
 
(6) Die Durchführung der Verwaltungsstrafverfahren obliegt den Bezirksverwaltungsbehörden. 
 
 

BFA-VG 
 
Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft 
§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der 
Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn 
1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist, 
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder 
3. gegen ihn Schubhaft gemäß dem 8. Hauptstück des FPG angeordnet wurde. 
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(1a) Für Beschwerden gemäß Abs. 1 gelten die für Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG 
anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der Maßgabe, dass belangte Behörde jene Behörde 
ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die 
Anhaltung zuzurechnen ist. 
 
(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über die Fortsetzung der Schubhaft hat 
binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hätte vorher geendet. Hat 
das Bundesverwaltungsgericht dem Beschwerdeführer gemäß § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, 
innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der 
Entscheidungsfrist bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist 
gehemmt. 
 
(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, 
ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die für die Fortsetzung der Schubhaft maßgeblichen 
Voraussetzungen vorliegen. 
 
(4) Soll ein Fremder länger als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die 
Verhältnismäßigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat überschritten wurde, 
und danach alle vier Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu überprüfen. Das Bundesamt hat 
die Verwaltungsakten so rechtzeitig vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche 
zur Entscheidung vor den gegenständlichen Terminen bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt 
die Beschwerde als für den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. Das Bundesamt hat 
darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und verhältnismäßig ist. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die 
für die Fortsetzung der Schubhaft maßgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die 
Aufrechterhaltung der Schubhaft verhältnismäßig ist. Diese Überprüfung hat zu entfallen, soweit 
eine Beschwerde gemäß Abs. 1 bereits eingebracht wurde. 
 
(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulässig. 
 
Festnahme- und Durchsuchungsauftrag 
 
Festnahmeauftrag 
 
§ 34. (1) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden anordnen (Festnahmeauftrag), wenn 
dieser 

           

1. Auflagen gemäß §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt, oder 

2. 
sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den Anwendungsbereich des 
6. Hauptstückes des FPG fällt. 
 

(2) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden auch ohne Erlassung eines 
Schubhaftbescheides anordnen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die 
Voraussetzungen für die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme vorliegen und 

           

1. 
der Fremde ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen zugestellten 
Ladung, in der dieses Zwangsmittel angedroht war, nicht Folge geleistet hat oder 

2. 
der Aufenthalt des Fremden nicht festgestellt werden konnte. 
 

(3) Ein Festnahmeauftrag kann gegen einen Fremden auch dann erlassen werden, 
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1. 
wenn die Voraussetzungen zur Verhängung der Schubhaft nach § 76 FPG oder zur Anordnung 
gelinderer Mittel gemäß § 77 Abs. 1 FPG vorliegen und nicht aus anderen Gründen die 
Vorführung vor das Bundesamt erfolgt; 

2. 
wenn er seiner Verpflichtung zur Ausreise (§§ 52 Abs. 8 und 70 Abs. 1 FPG) nicht 
nachgekommen ist; 

3. wenn gegen den Fremden ein Auftrag zur Abschiebung (§ 46 FPG) erlassen werden soll oder 

4. 

wenn eine aufgrund eines Bescheides gemäß § 46 Abs. 2b FPG erlassene 
Vollstreckungsverfügung nicht vollzogen werden konnte oder der Fremde ohne ausreichende 
Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen zugestellten Ladung gemäß § 46 Abs. 2b FPG, in 
der dieses Zwangsmittel angedroht war, zur Befragung zur Klärung seiner Identität und Herkunft, 
insbesondere zum Zweck der Einholung einer Bewilligung gemäß § 46 Abs. 2a FPG bei der 
zuständigen ausländischen Behörde durch die Behörde, nicht Folge geleistet hat. 
 

(4) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Asylwerbers anordnen, wenn er sich dem Verfahren 
entzogen hat (§ 24 Abs. 1 AsylG 2005). 
 
(5) Der Festnahmeauftrag ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher Befehlsgewalt; er ist 
aktenkundig zu machen. Die Anhaltung auf Grund eines Festnahmeauftrages darf 72 Stunden nicht 
übersteigen und ist nach Durchführung der erforderlichen Verfahrenshandlungen zu beenden. 
 
(6) In den Fällen der Abs. 1 bis 4 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder binnen der 
nächsten 24 Stunden eine Durchschrift des Festnahmeauftrages zuzustellen. 
 
(7) Die Anhaltung eines Fremden, gegen den ein Festnahmeauftrag erlassen wurde, ist dem 
Bundesamt unverzüglich anzuzeigen. Dieses hat mitzuteilen, ob der Fremde in eine 
Erstaufnahmestelle oder Regionaldirektion vorzuführen ist. 
 
(8) Ein Festnahmeauftrag ist zu widerrufen, wenn 

           

1. 
das Verfahren zur Zuerkennung des Status des Asylberechtigten eingestellt wurde und die 
Fortsetzung des Verfahrens nicht mehr zulässig ist (§ 24 Abs. 2 AsylG 2005) oder 

2. 
der Asylwerber aus eigenem dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht seinen 
Aufenthaltsort bekannt gibt und nicht auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, er werde 
sich wieder dem Verfahren entziehen. 

 
(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015) 
 

(9) Das Bundesamt hat die Erlassung und den Widerruf eines Festnahmeauftrags den 
Landespolizeidirektionen bekannt zu geben. 
 
 
Durchsuchungsauftrag 
 
§ 35. (1) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass sich ein Fremder, gegen den ein 
Festnahmeauftrag erlassen worden ist oder Schubhaft verhängt werden soll, in bestimmten 
Räumlichkeiten aufhält, kann das Bundesamt, sofern es zur Durchsetzung des Festnahmeauftrages 
oder zur Vollstreckung des Schubhaftbescheides erforderlich erscheint, den Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes den Auftrag erteilen, die Räumlichkeiten zu betreten und zu 
durchsuchen. 
 
(2) Der Auftrag gemäß Abs. 1 ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher Befehlsgewalt. Die 
erfolgte Durchsuchung ist vom einschreitenden Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes dem 
Betroffenen auf Verlangen so bald wie möglich, jedenfalls binnen 24 Stunden, schriftlich zu 
bestätigen. 
 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2015/70
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Identitätsfeststellung 
 
§ 36. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung der Identität einer 
Person ermächtigt, 

           

1. 
wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass gegen sie ein Festnahmeauftrag 
(§ 34) vorliegt oder 

2. 
wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie würde sich als Fremder außerhalb 
des Bereiches aufhalten, auf den ihr Aufenthalt beschränkt ist. 
 

(2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsdatums, der 
Staatsangehörigkeit und der Wohnanschrift einer Person in deren Anwesenheit. Sie hat mit der vom 
Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen. 
 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben Personen, deren Identität festgestellt 
werden soll, davon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken und die unmittelbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden. 
 
Betretungsbefugnis 
 
§ 37. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Grundstücke, Räume, 
Betriebsstätten, Arbeitsstellen sowie Fahrzeuge zu betreten, soweit ein Durchsuchungsauftrag 
(§ 35) vorliegt und dies zur Durchsetzung dieses Auftrages notwendig ist. 
(2) In den Fällen des Abs. 1 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder binnen der nächsten 
24 Stunden eine Bescheinigung über das Betreten und die Gründe des Betretens zuzustellen. 
 
Durchsuchen von Personen 
 
§ 38. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der Sicherstellung von 
Beweismitteln (§ 39) ermächtigt, die Kleidung und die mitgeführten Behältnisse eines Fremden zu 
durchsuchen, wenn 

           

1. dieser nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist, 

2. 
der Verdacht besteht, dass dieser sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und 
Beweismittel bei sich hat, die für dessen Abschiebung von Bedeutung sind, 

3. (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015) 

4. dieser einen Antrag gemäß § 42 Abs. 1 stellt oder 

5. dieser einen Antrag auf internationalen Schutz einbringt, 

soweit in den Fällen der Z 4 und 5 nicht ausgeschlossen werden kann, dass der Fremde 
Gegenstände und Dokumente, die Aufschluss über seine Identität, seine Staatsangehörigkeit, 
seinen Reiseweg oder seine Fluchtgründe geben können, mit sich führt und diese auch nicht auf 
Aufforderung vorlegt. Vor einer Durchsuchung ist der Fremde aufzufordern, alle mitgeführten 
Beweismittel freiwillig herauszugeben. 

(2) Darüber hinaus sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, die Kleidung 
und mitgeführten Behältnisse eines Asylwerbers zu durchsuchen, wenn auf Grund bestimmter 
Tatsachen in Verbindung mit einer Einvernahme anzunehmen ist, dass der Asylwerber Dokumente 
und Gegenstände mit sich führt, zu deren Herausgabe er gemäß § 15 Abs. 1 Z 5 AsylG 2005 
verpflichtet ist und diese auch über Aufforderung nicht freiwillig heraus gibt. 
 
Sicherstellen von Beweismitteln 
 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2015/70
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§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Gegenstände und 
Dokumente, die für ein Verfahren vor dem Bundesamt oder für eine Abschiebung gemäß § 46 FPG 
als Beweismittel benötigt werden, vorläufig sicherzustellen. 
 
(2) Als Beweismittel gelten auch Gegenstände oder Dokumente, die im Zuge der Vollziehung einer 
Rückkehrentscheidung, einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes, insbesondere zur 
Erlangung eines Ersatzreisedokuments für die Abschiebung, benötigt werden. 
 
(3) Über die Sicherstellung von Beweismitteln ist dem Betroffenen eine schriftliche Bestätigung 
auszufolgen; die Beweismittel sind dem Bundesamt zu übergeben und von diesem, sobald sie nicht 
mehr für Verfahren oder für eine Abschiebung benötigt werden, dem Betroffenen zurückzustellen, 
es sei denn, sie wären nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. 
 
Festnahme 
 
§ 40. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen Fremden zum 
Zweck der Vorführung vor das Bundesamt festzunehmen, 

           

1. gegen den ein Festnahmeauftrag (§ 34) besteht, 

2. wenn dieser Auflagen gemäß §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt oder 

3. 
der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den Anwendungsbereich des 
6. Hauptstückes des FPG fällt. 

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Asylwerber oder Fremde, die 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, zum Zwecke der Vorführung vor das 
Bundesamt festzunehmen, wenn 

           

1. dieser Fremde nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist, 

2. 
gegen diesen eine durchsetzbare – wenn auch nicht rechtskräftige – aufenthaltsbeendende 
Maßnahme gemäß dem 8. Hauptstück des FPG erlassen wurde, 

3. 
gegen diesen nach § 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme eingeleitet wurde, 

4. 
gegen diesen vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare 
aufenthaltsbeendende Maßnahme gemäß dem 8. Hauptstück des FPG erlassen wurde oder 

5. 

auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen 
Behandlung anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels 
Zuständigkeit Österreichs zur Prüfung zurückgewiesen werden wird. 
 

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 kann die Festnahme unterbleiben, wenn gewährleistet ist, dass 
der Fremde das Bundesgebiet unverzüglich über eine Außengrenze verlässt. 
 
(4) Das Bundesamt ist ohne unnötigen Aufschub über die erfolgte Festnahme zu verständigen. Die 
Anhaltung eines Fremden ist in den Fällen der Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 2 bis zu 48 Stunden und 
in den Fällen des Abs. 1 Z 1 bis zu 72 Stunden zulässig; darüber hinaus ist Freiheitsentziehung nur 
gemäß § 77 Abs. 5 FPG oder in Schubhaft gemäß § 76 FPG möglich. Dem festgenommenen 
Fremden ist die Vornahme der Festnahme über sein Verlangen schriftlich zu bestätigen. 
 
(5) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015) 
 
(6) Während der Zulässigkeit der Sicherung der Zurückweisung im Flughafenverfahren sind die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, zu verhindern, dass ein zurückgewiesener 
Asylwerber in das Bundesgebiet einreist, soweit es ihm nicht gestattet ist. 
 
Ausübung unmittelbarer Zwangsgewalt 

https://ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2015/70
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§ 47. (1) Zur Durchsetzung der Befugnisse nach diesem Hauptstück sind die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Ausübung von unmittelbarer Zwangsgewalt ermächtigt; die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben den Betroffenen die Ausübung unmittelbarer 
Zwangsgewalt anzudrohen und anzukündigen. Sie haben deren Ausübung zu beenden, sobald der 
angestrebte Erfolg erreicht wurde, sich zeigt, dass er auf diesem Wege nicht erreicht werden kann 
oder der angestrebte Erfolg außer Verhältnis zu dem für die Durchsetzung erforderlichen Eingriff 
steht. Eine Gefährdung des Lebens oder eine nachhaltige Gefährdung der Gesundheit ist jedenfalls 
unzulässig. 
 
(2) Wäre zur Durchsetzung einer Befugnis gemäß §§ 38 Abs. 1 Z 4 und 5 und Abs. 2, 39 Abs. 1 
sowie 42 Abs. 1 die Überwindung eines Widerstands des Betroffenen erforderlich, haben die 
ermächtigten Organe des Bundesamtes (§ 2 Abs. 5 BFA-G) ein Organ des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes um die Vornahme der Amtshandlung zu ersuchen. 
 
Anforderungsprofil für Rechtsberater und juristische Personen 
 
§ 48. (1) Rechtsberater haben nachzuweisen: 

           

1. den erfolgreichen Abschluss eines rechtswissenschaftlichen Studiums, 

2. 
den erfolgreichen Abschluss eines Studiums mit vierjähriger Mindestdauer, einschließlich einer 
dreijährigen durchgehenden Tätigkeit im Bereich des Fremdenrechtes oder 

3. 
eine mindestens fünfjährige durchgehende Tätigkeit im Bereich des Fremdenrechtes. 
 

(2) Rechtsberater sind unabhängig und haben ihre Aufgaben weisungsfrei wahrzunehmen. Sie 
haben ihre Beratungstätigkeit objektiv und nach bestem Wissen durchzuführen und sind in 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 
 
(3) Ein Rechtsberater hat während der Dauer seines Vertragsverhältnisses Gewähr für seine 
Verlässlichkeit zu bieten und sich jeglichen Verhaltens zu enthalten, das geeignet ist 

           

1. die gewissenhafte Wahrnehmung seiner Aufgaben hintanzuhalten, 

2. 
den Eindruck einer seinen Aufgaben widersprechenden Wahrnehmung seiner Pflichten zu 
erwecken oder 

3. 
die Amtsverschwiegenheit zu gefährden. 
 

(4) Die Auswahl der Rechtsberater gemäß §§ 49 bis 51 obliegt dem Bundesminister für Inneres, die 
Auswahl der Rechtsberater gemäß § 52 obliegt dem Bundeskanzler. 
 
(5) Die Dauer des jeweiligen Rechtsberatungsverhältnisses richtet sich nach dem mit dem 
Bundesminister für Inneres oder dem Bundeskanzler abzuschließenden Vertrag. Eine 
Wiederbestellung als Rechtsberater begründet kein unbefristetes Vertragsverhältnis. Begeht ein 
Rechtsberater wiederholt und beharrlich Verletzungen seiner Pflichten, kann sein Vertrag mit 
sofortiger Wirkung gekündigt werden. 
 
(6) Der Bundesminister für Inneres und der Bundeskanzler können auch jeweils juristische Personen 
mit der Besorgung der Rechtsberatung gemäß §§ 49 bis 52 betrauen. 
 
(7) Die Betrauung ist nur zulässig, wenn die juristische Person insbesondere 

           

1. 
über eine ausreichende Anzahl an Rechtsberatern zur flächendeckenden Rechtsberatung im 
Bundesgebiet verfügt, 
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2. 
auf eine ausreichende Anzahl an Dolmetschern zur Unterstützung der Rechtsberatung zugreifen 
kann, 

3. regelmäßige Fortbildungsmaßnahmen für die von ihr beschäftigten Rechtsberater gewährleistet, 

4. 
über die notwendigen Geld- und Sachmittel verfügt, die eine flächendeckende Rechtsberatung 
und Dolmetschleistung im Bundesgebiet sicherstellen und 

5. 
über die organisatorischen Möglichkeiten verfügt, die notwendig sind, ein 
Rechtsberatungssystem zu administrieren. 

Bei der Betrauung ist darauf zu achten, dass auszuwählende juristische Personen für eine 
ordnungsgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben Gewähr bieten, insbesondere auf Grund ihrer 
entsprechenden Tätigkeitsfelder sowie ihrer finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 
 

(8) Die juristische Person hat nur solche Rechtsberater zu beschäftigen, die die Voraussetzungen 
gemäß Abs. 1, 2 und 3 erfüllen und ist ihre Anstellung unverzüglich an die, die juristische Person 
betrauende Stelle zu melden. 
 
(9) Der Bundesminister für Inneres und der Bundeskanzler können die Betrauung einzelner 
juristischer Personen mit sofortiger Wirkung aufheben und die damit erteilten Befugnisse widerrufen, 
wenn die juristische Person eine Voraussetzung gemäß Abs. 7 nicht mehr erfüllt oder ein von ihr mit 
der Durchführung der Rechtsberatung oder beratenden Unterstützung Beauftragter wiederholte und 
beharrliche Pflichtverletzungen begeht. In diesen Fällen stehen der juristischen Person keinerlei 
Ansprüche gegen den Bund zu, die über die Entschädigung für abgeschlossene Beratungen 
hinausgehen. 
 
Beratende Unterstützung für Asylwerber im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt 
 
§ 50. (1) Im zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt kann eine beratende Unterstützung 
eingerichtet werden. Die dort tätigen Rechtsberater unterstützen und beraten kostenlos Asylwerber 
im zugelassenen Verfahren nach Maßgabe der faktischen Möglichkeiten, sowie bei der Beischaffung 
eines Dolmetschers und gegebenenfalls bei der Leistung von Rückkehrberatung. Auf eine beratende 
Unterstützung besteht kein Rechtsanspruch. 
 
(2) Die Auswahl und Bestellung der Rechtsberater für die jeweilige Regionaldirektion obliegt dem 
Bundesminister für Inneres; in der Bestellung ist auch die Anzahl der zu leistenden 
Beratungsstunden zu bestimmen. 
 
(3) Die Rechtsberatung hat nach Maßgabe der faktischen Möglichkeiten und nur in den Amtsstunden 
des Bundesamtes zu erfolgen. 
 
(4) Der Bundesminister für Inneres verordnet die Höhe der Entschädigung der Rechtsberater für den 
Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der beratenden Unterstützung im 
zugelassenen Verfahren vor dem Bundesamt betraut, verordnet der Bundesminister für Inneres die 
Höhe der Entschädigung für den Zeit- und Arbeitsaufwand für die beratende Unterstützung 
einschließlich der Dolmetschkosten in Form von Pauschalbeträgen pro beratenem Asylwerber. Die 
Entschädigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu 
orientieren. 
 
(5) Die Rechtsberater haben monatlich dem Direktor des Bundesamtes über die Art und Dauer der 
durchgeführten Beratungen zu berichten. 
 
Sonstige Rechtsberatung 
 
§ 51. (1) Wird ein Fremder auf Grund eines Festnahmeauftrages gemäß §§ 34 Abs. 3 Z 1 iVm 40 
Abs. 1 Z 1 festgenommen, ist diesem kostenlos ein Rechtsberater amtswegig vor der Behörde zur 
Seite zu stellen. 
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(2) Rechtsberater haben den festgenommenen Fremden zu beraten sowie bei der Beischaffung 
eines Dolmetschers zu unterstützen. Rechtsberater sind berechtigt und auf Verlangen des Fremden 
verpflichtet, an allen Verfahrenshandlungen, die der Wahrung des Parteiengehörs dienen, 
teilzunehmen und haben an der Führung des Verfahrens so mitzuwirken, dass es zu keiner 
unnötigen Verzögerung kommt. § 7 AVG gilt. 
 
(3) Wird der Fremde in Straf- oder Untersuchungshaft angehalten, so hat die Rechtsberatung am 
Aufenthaltsort des Fremden stattzufinden. 
 
(4) Der Bundesminister für Inneres verordnet die Höhe der Entschädigung der Rechtsberater für den 
Zeit- und Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der Rechtsberatung betraut, verordnet der 
Bundesminister für Inneres die Höhe der Entschädigung für den Zeit- und Arbeitsaufwand für die 
Rechtsberatung einschließlich der Dolmetschkosten in Form von Pauschalbeträgen pro beratenem 
Fremden. Die Entschädigung hat sich am zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen 
Person zu orientieren. 
 
Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht 
 
§ 52. (1) Das Bundesamt hat den Fremden oder Asylwerber bei Erlassung einer Entscheidung, 
ausgenommen Entscheidungen nach § 53 BFA-VG und §§ 76 bis 78 AVG, oder einer Aktenvorlage 
gemäß § 16 Abs. 2 VwGVG mittels Verfahrensanordnung darüber zu informieren, dass ihm 
kostenlos ein Rechtsberater amtswegig zur Seite gestellt wird. Zugleich hat das Bundesamt den 
bestellten Rechtsberater oder die betraute juristische Person davon in Kenntnis zu setzen. 
 
(2) Rechtsberater unterstützen und beraten Fremde oder Asylwerber jedenfalls beim Einbringen 
einer Beschwerde und im Beschwerdeverfahren gemäß Abs. 1 vor dem Bundesverwaltungsgericht, 
sowie bei der Beischaffung eines Dolmetschers. Rechtsberater haben den Beratenen die 
Erfolgsaussicht ihrer Beschwerde darzulegen. Auf deren Ersuchen haben sie die betreffenden 
Fremden oder Asylwerber auch im Verfahren, einschließlich einer mündlichen Verhandlung, zu 
vertreten. 
 
(3) Der Bundeskanzler verordnet die Höhe der Entschädigung der Rechtsberater für den Zeit- und 
Arbeitsaufwand. Ist eine juristische Person mit der Rechtsberatung vor dem 
Bundesverwaltungsgericht betraut, verordnet der Bundeskanzler die Höhe der Entschädigung für 
den Zeit- und Arbeitsaufwand für die Rechtsberatung einschließlich der Dolmetschkosten in Form 
von Pauschalbeträgen pro beratenem Fremden oder Asylwerber. Die Entschädigung hat sich am 
zuvor eingeholten Angebot der betrauten juristischen Person zu orientieren. 
 
 

VStG 
 
Anstiftung und Beihilfe 
 
§ 7. Wer vorsätzlich veranlaßt, daß ein anderer eine Verwaltungsübertretung begeht, oder wer 
vorsätzlich einem anderen die Begehung einer Verwaltungsübertretung erleichtert, unterliegt der auf 
diese Übertretung gesetzten Strafe, und zwar auch dann, wenn der unmittelbare Täter selbst nicht 
strafbar ist. 
 
Versuch 
 
§ 8. (1) Sofern eine Verwaltungsvorschrift den Versuch einer Verwaltungsübertretung ausdrücklich 
für strafbar erklärt, unterliegt der Strafe, wer vorsätzlich eine zur wirklichen Ausübung führende 
Handlung unternimmt. 
(2) Wegen Versuches wird nicht bestraft, wer aus freien Stücken die Ausführung aufgibt oder 
verhindert oder den Erfolg abwendet. 
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Besondere Fälle der Verantwortlichkeit 
 
§ 9. (1) Für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen oder 
eingetragene Personengesellschaften ist, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes 
bestimmen und soweit nicht verantwortliche Beauftragte (Abs. 2) bestellt sind, strafrechtlich 
verantwortlich, wer zur Vertretung nach außen berufen ist. 
 
(2) Die zur Vertretung nach außen Berufenen sind berechtigt und, soweit es sich zur Sicherstellung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit als erforderlich erweist, auf Verlangen der Behörde 
verpflichtet, aus ihrem Kreis eine oder mehrere Personen als verantwortliche Beauftragte zu 
bestellen, denen für das ganze Unternehmen oder für bestimmte räumlich oder sachlich 
abgegrenzte Bereiche des Unternehmens die Verantwortung für die Einhaltung der 
Verwaltungsvorschriften obliegt. Für bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche des 
Unternehmens können aber auch andere Personen zu verantwortlichen Beauftragten bestellt 
werden. 
 
(3) Eine natürliche Person, die Inhaber eines räumlich oder sachlich gegliederten Unternehmens ist, 
kann für bestimmte räumlich oder sachlich abgegrenzte Bereiche ihres Unternehmens einen 
verantwortlichen Beauftragten bestellen. 
 
(4) Verantwortlicher Beauftragter kann nur eine Person mit Hauptwohnsitz im Inland sein, die 
strafrechtlich verfolgt werden kann, ihrer Bestellung nachweislich zugestimmt hat und der für den 
ihrer Verantwortung unterliegenden klar abzugrenzenden Bereich eine entsprechende 
Anordnungsbefugnis zugewiesen ist. Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland gilt nicht für 
Staatsangehörige von EWR-Vertragsstaaten, falls Zustellungen im Verwaltungsstrafverfahren durch 
Staatsverträge mit dem Vertragsstaat des Wohnsitzes des verantwortlichen Beauftragten oder auf 
andere Weise sichergestellt sind. 
 
(5) Verletzt der verantwortliche Beauftragte auf Grund einer besonderen Weisung des Auftraggebers 
eine Verwaltungsvorschrift, so ist er dann nicht verantwortlich, wenn er glaubhaft zu machen vermag, 
daß ihm die Einhaltung dieser Verwaltungsvorschrift unzumutbar war. 
 
(6) Die zur Vertretung nach außen berufenen Personen im Sinne des Abs. 1 sowie Personen im 
Sinne des Abs. 3 bleiben trotz Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten – unbeschadet der 
Fälle des § 7 – strafrechtlich verantwortlich, wenn sie die Tat vorsätzlich nicht verhindert haben. 
 
(7) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften sowie die in Abs. 3 genannten 
natürlichen Personen haften für die über die zur Vertretung nach außen Berufenen oder über einen 
verantwortlichen Beauftragten verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen 
und die Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand. 
 
Festnahme 
 
§ 35. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dürfen außer den gesetzlich besonders 
geregelten Fällen Personen, die auf frischer Tat betreten werden, zum Zweck ihrer Vorführung vor 
die Behörde festnehmen, wenn 

           

1. 
der Betretene dem anhaltenden Organ unbekannt ist, sich nicht ausweist und seine Identität auch 
sonst nicht sofort feststellbar ist oder 

2. begründeter Verdacht besteht, daß er sich der Strafverfolgung zu entziehen suchen werde, oder 

3. 
der Betretene trotz Abmahnung in der Fortsetzung der strafbaren Handlung verharrt oder sie zu 
wiederholen sucht. 

 
 

AVG 
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§ 49. (1) Die Aussage darf von einem Zeugen verweigert werden: 

           

1. 

über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen, einem seiner Angehörigen (§ 36a), einer mit 
seiner Obsorge betrauten Person, seinem Sachwalter oder einem seiner Pflegebefohlenen einen 
unmittelbaren Vermögensnachteil oder die Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung zuziehen 
oder zur Unehre gereichen würde; 

2. 
über Fragen, die er nicht beantworten könnte, ohne eine ihm obliegende gesetzlich anerkannte 
Pflicht zur Verschwiegenheit, von der er nicht gültig entbunden wurde, zu verletzen oder ein 
Kunst-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis zu offenbaren; 

3. 
über Fragen, wie er sein Wahl- oder Stimmrecht ausgeübt hat, wenn dessen Ausübung 
gesetzlich für geheim erklärt ist. 
 

(2) Die zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Personen können die Zeugenaussage auch 
darüber verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Vertreter einer Partei von dieser anvertraut 
wurde. 
 
(3) Wegen der Gefahr eines Vermögensnachteils darf die Aussage über Geburten, Eheschließungen 
und Sterbefälle der in Abs. 1 Z 1 bezeichneten Personen nicht verweigert werden. 
 
(4) Will ein Zeuge die Aussage verweigern, so hat er die Gründe seiner Weigerung glaubhaft zu 
machen. 
 
(5) Einem Zeugen, der einer Ladung (§§ 19 und 20) ohne genügende Entschuldigung nicht Folge 
leistet oder die Aussage ohne Angabe von Gründen verweigert oder auf seiner Weigerung beharrt, 
obwohl die vorgebrachten Gründe als nicht gerechtfertigt (Abs. 1 bis 3) erkannt wurden, kann die 
Verpflichtung zum Ersatz aller durch seine Säumnis oder Weigerung verursachten Kosten auferlegt 
werden; im Fall der ungerechtfertigten Aussageverweigerung kann über ihn eine Ordnungsstrafe 
(§ 34) verhängt werden. 
 
 

B-VG 
 
Artikel 130. (1) Die Verwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden 

           

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit; 

2. 
gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt wegen 
Rechtswidrigkeit; 

3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehörde; 

4. 
gegen Weisungen gemäß Art. 81a Abs. 4. 
 

(1a) Das Verwaltungsgericht des Bundes erkennt über die Anwendung von Zwangsmitteln 
gegenüber Auskunftspersonen eines Untersuchungsausschusses des Nationalrates nach Maßgabe 
des Bundesgesetzes über die Geschäftsordnung des Nationalrates. 
 
(2) Durch Bundes- oder Landesgesetz können sonstige Zuständigkeiten der Verwaltungsgerichte 
zur Entscheidung über 

           

1. 
Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Verwaltungsbehörde in 
Vollziehung der Gesetze oder 

2. 
Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens eines Auftraggebers in den 
Angelegenheiten des öffentlichen Auftragswesens oder 
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3. Streitigkeiten in dienstrechtlichen Angelegenheiten der öffentlich Bediensteten 

vorgesehen werden. In den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die nicht unmittelbar von 
Bundesbehörden besorgt werden, sowie in den Angelegenheiten der Art. 11, 12, 14 Abs. 2 und 3 
und 14a Abs. 3 und 4 dürfen Bundesgesetze gemäß Z 1 nur mit Zustimmung der Länder 
kundgemacht werden. 
 

(2a) Die Verwaltungsgerichte erkennen über Beschwerden von Personen, die durch das jeweilige 
Verwaltungsgericht in Ausübung seiner gerichtlichen Zuständigkeiten in ihren Rechten gemäß der 
Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) – DSGVO, ABl. Nr. L 119 vom 4. 5. 2016 S. 1, verletzt zu sein 
behaupten. 
 
(3) Außer in Verwaltungsstrafsachen und in den zur Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtes des 
Bundes für Finanzen gehörenden Rechtssachen liegt Rechtswidrigkeit nicht vor, soweit das Gesetz 
der Verwaltungsbehörde Ermessen einräumt und sie dieses im Sinne des Gesetzes geübt hat. 
 
(4) Über Beschwerden gemäß Abs. 1 Z 1 in Verwaltungsstrafsachen hat das Verwaltungsgericht in 
der Sache selbst zu entscheiden. Über Beschwerden gemäß Abs. 1 Z 1 in sonstigen Rechtssachen 
hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn 

           

1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 

2. 
die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht selbst im 
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 
 

(5) Von der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte ausgeschlossen sind Rechtssachen, die zur 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte oder des Verfassungsgerichtshofes gehören sofern nicht in 
diesem Gesetz anderes bestimmt ist. 
 
 

StGB 
 
Widerstand gegen die Staatsgewalt  
 
§ 269. (1) Wer eine Behörde mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt und wer einen Beamten mit 
Gewalt oder durch gefährliche Drohung an einer Amtshandlung hindert, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren, im Fall einer schweren Nötigung (§ 106) jedoch mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
 
(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Behörde mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt oder einen 
Beamten mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung zu einer Amtshandlung nötigt. 
 
(3) Als Amtshandlung im Sinn der Abs. 1 und 2 gilt nur eine Handlung, durch die der Beamte als 
Organ der Hoheitsverwaltung oder der Gerichtsbarkeit eine Befehls- oder Zwangsgewalt ausübt. 
 
(4) Der Täter ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn die Behörde oder der Beamte zu der 
Amtshandlung ihrer Art nach nicht berechtigt ist oder die Amtshandlung gegen strafgesetzliche 
Vorschriften verstößt. 
 
Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen und Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen 
 
§ 282. (1) Wer in einem Druckwerk, im Rundfunk oder sonst auf eine Weise, daß es einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich wird, zu einer mit Strafe bedrohten Handlung auffordert, ist, wenn er nicht 
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als an dieser Handlung Beteiligter (§ 12) mit strengerer Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren zu bestrafen. 
(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. 1 bezeichnete Weise eine vorsätzlich begangene, 
mit einer ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohte Handlung in einer Art gutheißt, die 
geeignet ist, das allgemeine Rechtsempfinden zu empören oder zur Begehung einer solchen 
Handlung aufzureizen. 
 
Begünstigung 
 
§ 299. (1) Wer einen anderen, der eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen hat, der Verfolgung 
oder der Vollstreckung der Strafe oder vorbeugenden Maßnahme absichtlich ganz oder zum Teil 
entzieht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
 
(2) Wer einen anderen dazu verleitet, ihn zu begünstigen, ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen. 
 
(3) Nach Abs. 1 ist ferner nicht zu bestrafen, wer die Tat in der Absicht begeht, einen Angehörigen 
zu begünstigen oder zu verhindern, daß er selbst wegen Beteiligung an der strafbaren Handlung, 
derentwegen der Begünstigte verfolgt wird oder eine Strafe oder vorbeugende Maßnahme an ihm 
vollstreckt werden soll, bestraft oder einer vorbeugenden Maßnahme unterworfen werde. 
 
(4) Wer eine der im Abs. 1 mit Strafe bedrohten Handlungen begeht, um von sich oder einem 
Angehörigen Schande oder die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines unmittelbaren und 
bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteils abzuwenden, ist nicht zu bestrafen, wenn die Folgen, 
die durch die Tat abgewendet werden sollten, auch unter Berücksichtigung der Gefährlichkeit des 
Begünstigten und der Schwere der Tat, die der Begünstigte begangen hat oder derentwegen er 
verurteilt worden ist, schwerer gewogen hätten als die nachteiligen Folgen, die aus der Tat 
entstanden sind oder hätten entstehen können. 
 


